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Liebe Kolleg*innen,
wir geben dem Personalrat ein Gesicht! Die erste Hälfte dieser Ausgabe klärt darüber auf, was unsere 
Kolleg:innen im Personalrat für Befugnisse haben, um unsere Interessen gegenüber der Bezirksregierung 
bzw. dem Schulamt zu vertreten.

Alle Kandidat:innen, die für die GEW antreten, findet ihr – nach Schulform sortiert – auf den folgen-
den Seiten. Die einzelnen GEW-Fraktionen (von der Grundschule bis zum Berufskolleg) haben formu-
liert, was sie in den letzten vier Jahren zu tun im Stande waren und was ihre Ziele für die kommende Le-
gislaturperiode sein werden.

Wir alle sollten für eine hohe Wahlbeteiligung sorgen, damit die künftigen Personalräte der einzel-
nen Schulformen eine starke Legitimation haben!

Wer ihre/seine Stimme der GEW gibt, entscheidet sich nicht nur für eine starke Interessenvertretung 
der Beschäftigten, sondern wählt auch die Liste, die landes- und bundesweitweit am besten vernetzt ist.

Wer ihre/seine Stimme der GEW gibt, stärkt nicht nur die Mitbestimmung auf dienstlicher Ebene, 
sondern bezieht auch klar Stellung im Kampf gegen Rechts und für Demokratie!

Gerade zu diesem Thema bietet der Kölner GEW-Stadtverband eine erste Reihe von Veranstaltungen 
an (s. Rubrik KALENDERBLATT) und setzt sich beim DGB, dem Dachverband von ver.di, IG BAU, IG 
BCE, IG Metall, EVG, GDP, NGG und GEW, für gemeinsame Aktionen gegen den Rechtsruck und die zu-
nehmende Kriegsrhetorik ein.

Dass das nötig ist, zeigt das vergangene Jahr. Welcher Börsenwert hat 2023 am meisten zugelegt? - 
Der des Rüstungskonzerns „Rheinmetall“. Welcher hat die größten Verluste eingefahren? - Die Abteilung 
für nachhaltige Energie von Siemens.

Und was die 2024 weiteren anstehenden Wahlen am Ende für uns und unsere Gesellschaft bedeuten 
werden, ist noch längst nicht klar: Kommunalwahlen im Mai in Thüringen, im Juni in Baden-Württem-
berg, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt. 
Dann die Landtagswahlen im September in Thüringen, Sachsen und Brandenburg und im November 
noch die Präsidentschaftswahl in den USA.

Zurück zum Ausgangspunkt! Für alle diese Wahlgänge gilt, dass Demokratie nicht nur bedeutet, das 
Wahlrecht zu nutzen, sondern darüber hinaus auch aktiv mitzubestimmen! Setzen wir bei den Personal-
ratswahlen ein Zeichen! Geht wählen, geht GEW wählen! Liste 1!

Eure „forum“-Redaktion

In Erinnerung an Henning Cremer, 
ein Urgestein der Kölner GEW
ln großer Trauer sind wir vom Tod unseres Kollegen Henning Cremer informiert 
worden. // Klaus Minartz

Henning und seine Frau Ursel waren für die „forum“-Redaktion zuständig, als ich mich als neu-
es Mitglied bei der GEW informieren wollte, was ich aktiv für die Gewerkschaftsarbeit beitragen 
könnte - um nicht nur Beitrag zu zahlen. Ich habe sie noch im alten GEW-Büro getroffen.

Beide haben mich zur Mitarbeit in der „forum“-Redaktion motiviert. Lange haben wir ge-
meinsam in der Redaktion gearbeitet, Henning als verantwortlicher Redakteur. Seine frühe 
schleichende Erblindung konnte ihn nicht daran hindern, mit einer großen Lupe die Texte zu 
redigieren.

Henning wurde immer wieder als Vertreter seiner Fachgruppe in den Geschäftsführenden 
Vorstand der Kölner GEW gewählt und vertrat engagiert deren Interessen.  Unser letztes Tref-
fen war seine Ehrung für 40 Jahre GEW-Mitgliedschaft im letzten Jahr. 

Henning ist mit großer Anteilnahme am Dienstag, dem 12. März 2024, auf dem Melatenfriedhof 
beerdigt worden.

Die GEW trauert mit seiner Familie.

Geht  
wählen,  

geht  
GEW  

wählen!  
Liste 1
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Unser
ONLINE-KALENDER

Alle GEW-Termine im Überblick – 
leicht über unsere Homepage  

per Klick zu erreichen  
(gew-koeln.de)!

AKTIVE RUHESTÄNDLER:INNEN laden ein:

„Stadtspaziergang im Kölner Veedel“: 

Führung durch die Riphahn-Siedlung in Zollstock (zwischen Zollstock-
gürtel und Vorgebirgsstraße) am 15. Mai 2024 in der Zeit von 14 Uhr - 16 
Uhr mit Angelika Lehndorff-Felsko.

Die Siedlungen, die Architekt Wilhelm Riphahn mit seinem Mitar-
beiter Grodt im Auftrag der GAG in Köln schuf, machten ihn schlagartig 
bekannt und wurden weit über die Landesgrenzen hinaus zum Vorbild.

Sie sind es bis heute, haben auch nach hundert Jahren nichts von ih-
rer Wohnqualität eingebüßt und sind entsprechend begehrt.

Dabei ist es richtig, dass sofort der Blaue Hof und die Weiße Stadt 
genannt werden, aber völlig unverständlich, dass die kleinere Siedlung 
Zollstock meistens unerwähnt bleibt. Denn gerade hier offenbart sich 
Riphahns Meisterschaft; er errang im Wettbewerb nicht nur den ersten, 
sondern auch den zweiten Preis! Und welchen Stellenwert die GAG die-
ser Siedlung einräumte, zeigt sich daran, dass sie alle teilnehmenden Ar-
chitekten zu einer Studienfahrt in die Niederlande, dem Mekka der da-
maligen modernen Architektur, einlud.

Sowohl von der Wohnqualität als auch besonders von städtebau-
lichen Aspekten her haben seine stets begrünten Siedlungen bis heute 
Vorbildcharakter.

Ein Spaziergang macht die ausgesprochenen Schönheiten dieser 
Bauten deutlich.

Als kleiner Stadtspaziergang (über ca. 1,5 - 2 Std.) führt uns Angelika 
Lehndorff-Felsko durch diese besondere Kölner Siedlung, im Abschluss 
finden wir in einem Café am Zollstockweg noch Gelegenheit für einen 
gemütlichen Austausch

Treffpunkt: 14 Uhr Ecke Zollstockgürtel/Alfterstraße (direkt neben 
der Bushaltestelle, 3 Min. von der Straßenbahnstation auf dem Höninger 
Weg entfernt)

Kostenbeitrag: 5 Euro/Persone

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, deshalb bei der GEW-Ge-
schäftsstelle (E-Mail: kontakt@gew-koeln.de oder Telefon: 0221-
516267) verbindlich anmelden und im Verhinderungsfall auch wie-
der abmelden.

Haltung zeigen im Gespräch – Infos 
und Erprobungen aus dem Projekt  
„GeradeRücken“
Veranstaltung des Kölner GEW-Arbeitskreises AKTIVE 
RUHESTÄNDLER:INNEN

Referentin: Uschi Kellermann  
Montag, 27.5.2024, 15 Uhr bis 18 Uhr
im Kölner DGB-Haus, Hans-Böckler-Platz 1, 50672 Köln, Ta-

gungsraum (EG)
Wer kennt das nicht! Plötzlich werden wir konfrontiert mit 

rechtsextremem Gedankengut in unserem Umfeld oder in Alltagssi-
tuationen. Was tun in diskriminierenden Situationen und schwieri-
gen Kommunikationssituationen?

Oft ist unsere Reaktion: Schweigen! Wir wissen nicht, was wir 
sagen sollen.

Unsere Kollegin Uschi Kellermann berichtet mit viel Begeiste-
rung und Engagement über das Projekt ‚GeradeRücken‘ - Haltung 
zeigen im Gespräch, skizziert die Grundidee dahinter und erprobt 
mit uns gemeinsam, wie wir gut Argumente bündeln und uns ein-
schalten können in den kleinen Situationen des Alltags. Ziel ist, dass 
wir uns jederzeit souverän einmischen können für ein buntes und le-
bendiges Leben und Arbeiten in Köln.

Um eine Anmeldung wird gebeten an: kontakt@gew-koeln.de
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FACHGRUPPEN
Jedes Mitglied ist aufgrund sei-
nes Tätigkeitsfeldes einer Fach-
gruppe zugeordnet. Die Fachgrup-
pen vertreten die Interessen ihrer 
Mitglieder und unterstützen die 
Kolleg*innen.

BERUFSKOLLEG
Jörg Buschmann, 01577-9039204,  
joerg.buschmann@gew-nrw.de

Thomas Wesseler, 0241-911326, 
thomaswesseler@arcor.de

ERWACHSENENBILDUNG
Dr. Lioba Waleczek 
liobawaleczek@web.de

Klaus Mautsch,  
klaus@mautscherholz.de

GESAMTSCHULE
Eva Caspers 
eva.caspers@gew-nrw.de

Nick Bauermeister 
nick.bauermeister@gew-nrw.de

GRUNDSCHULE
Thorsten Albersmann, 0152-27651693 
thorsten@albersmann.koeln

Katja Nielsen, 0221-5506556 
katja.nielsen@gmx.de

GYMNASIUM
Dr. Alexander Fladerer, 0221-
4305633, fladerer@ish.de

Heike Wichmann, 0221-422354, 
heike.wichmann@gmx.net

Andreas Haenlein,  
0221-9458678,  
andreas.haenlein@yahoo.de

Gudrun Skeide-Panek,  
02232-29833,  
skeide_panek@web.de

HAUPTSCHULE
Hakan Türken 
hakan.tuerken@gmx.net

Claudia Seidel,  
claudia.seidel1209@googlemail.com

HOCHSCHULE UND FORSCHUNG
Mirjam Berg 
mrjmberg@gmail.com

Sonja Gaedicke 
sonjagaedicke@gmail.com

Sarah Karim 
sarah.karim@gmx.de

Ulrike Wesch 
ulrikewesch@posteo.de

REALSCHULE
Katrin Reininghaus, 0221-331647 
katrin.reininghaus@online.de

Karen Kiethe 
karenkiethe@gmail.com

SONDERPÄDAGOGISCHE BERUFE
Timo Hemmesmann, 
timohemmesmann@gmx.de

Maren Bennemann, 
maren.bennemann@gew-nrw.de

SOZIALPÄDAGOGISCHE  
BERUFE/KITA
Rainer Alfter, 
rainer.jettke@koeln.de

AUSSCHÜSSE
Ausschüsse bieten Foren für die-
jenigen, die sich für die Belange 
einer bestimmten Personengruppe 
einsetzen möchten.

AKTIVE RUHESTÄNDLER*INNEN
Silke Weinberger-Brümmer,  
0221-763379,  
nc-weinbesi2@netcologne.de

Nanny Gatzen-Stadter 
Nanny.Gatzen-Stadter@t-online.de

ANGESTELLTE LEHRKRÄFTE
Henning Frey, 
henning.m.frey@web.de

Julian Gurster 
julianguerster@gmx.de

QUEER
Bodo Busch, 0221-9232930,  
bodo.busch@netcologne.de

Björn Kiefer, 0170-9913326, 
b.kiefer1@gmx.de

JUNGE GEW/STUDIERENDE
Dilem Bulut, 
bulutdilem1@gmail.com

LEHREN UND ERZIEHEN ZUR 
MEHRSPRACHIGKEIT IN KÖLN 
(LEMK)
Silvia Treder, 
treder.silvia@gmail.com

Hasan Taşkale 
Telefon: 0177-2403581 
kontakt@gew-koeln.de

OFFENER GANZTAG
Alexandra Klöckener, 
a.kloeckener@online.de

Hans Raatz,  
raatz_hans@hotmail.com

ARBEITSKREISE
Arbeitskreise ermöglichen den kol-
legialen Erfahrungsaustausch zu 
aktuellen berufsbezogenen und 
sozialpolitischen Themen. 

INKLUSION
Uschi Kellermann, 0221-16846200,  
uschi.kellermann@gmx.de

SCHULENTWICKLUNG KÖLN
Prof. Dr. Anne Ratzki 
T: 0221-684871 
E-Mail: annrat@gmx.de

Klaus Minartz, 0221-526722,  
klaus.minartz@gmail.com

Stefan Schüller-Breu,  
stefan.schueller@gmx.net

FRIEDEN & INTERNATIONALES
Peter Heim 
peter.heim@posteo.de 
0221-94658008 
Nächster Termin: Dienstag,  
23. April 2024, 17.30 Uhr 
Ort: GEW-Büro, Besprechungsraum

 

Arbeitsgremien zum Mitmachen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

spätestens im Mai erreichen euch die Wahl-
unterlagen für die Personalratswahlen.

Wir sind stolz darauf, dass die GEW sich 
in den Bezirkspersonalräten der verschiede-
nen Schulformen in den vergangenen Jahren 
konsequent für die Beschäftigten eingesetzt 
und Erfolge für sie erreicht hat. Jetzt kommt 
es darauf an, dass diese erfolgreiche Arbeit 
weitergeführt werden kann. Dafür benötigen 
die Kandidat*innen Eure Unterstützung, in-
dem Ihr mit Eurer Stimmabgabe für ein gutes 
Abschneiden der GEW-Kandidat*innen sorgt. 
Angesichts des Maßnahmenpakets Unter-
richtsversorgung, der drohenden Verschlech-
terung von Arbeitsbedingungen durch den 
Lehrkräftemangel setzt eine hohe Wahlbetei-
ligung ein deutliches Zeichen.

Auf den nächsten Seiten stellen wir euch 
die Kölner Personalratskandidat*innen der 
einzelnen Schulformen vor. Sie benennen 
Schwerpunkte ihrer Arbeit und Themen, für 
die sie sich besonders einsetzen werden.

Personalrat, Lehrerrat, Hauptper-
sonalrat – wer tut was?

Ein ABC der Vertretungsorgane
Anlässlich der bevorstehenden Personalrats-
wahlen möchten wir einige grundlegende In-
formationen über die Vertretungsorgane Per-
sonalrat, Lehrerrat und Hauptpersonalrat ge-
ben.  // Ines Bartenstein, Mitglied im GfV der 
GEW Köln und Personalrätin

Der Personalrat

Jede Schulform hat einen Lehrer*innen-Per-
sonalrat, der die Interessen der Beschäftig-
ten gegenüber der Bezirksregierung vertritt. 
Weil die Schulen in NRW in fünf Bezirke auf-
geteilt sind (Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, 
Köln und Münster) gibt es in jedem dieser Be-
zirke Personalräte für die einzelnen Schulfor-
men. Eine Ausnahme bilden die Grundschu-
len. Die sind nämlich der unteren Schulauf-
sichtsbehörde – dem Schulamt – unterstellt 
und deshalb gibt es in jedem Schulamtsbe-
zirk zusätzlich einen Örtlichen Personalrat. 

Personalratswahlen 2024:  
GEW – Liste 1 wählen!

Die Personalräte vertre-
ten die Interessen der Lehr-
kräfte gegenüber dem Dienst-
herrn und haben  unterschiedli-
che Einflussmöglichkeiten. So ha-
ben wir ein Mitbestimmungsrecht z.B. 
bei der Einstellung. Bei Ausschreibungen z.B. 
steht uns ein Mitwirkungsrecht zu. Manch-
mal haben wir nur ein Anhörungsrecht. Der 
Personalrat gibt zum Beispiel bei der Über-
prüfung der Dienstfähigkeit nach langer 
Krankheit eine Stellungnahme (Anhörungs-
recht) ab und unterstützt Kolleg*innen, die 
noch nicht in Pension gehen wollen, durch 
Gespräche mit der Bezirksregierung.

Wofür sind wir zuständig? Neben allem, 
was mit der Einstellung zu tun hat (Auswahl-
gespräche, Einstufung, Eingruppierung, Pro-
blemen bei der Verbeamtung), kümmern wir 
uns um Versetzungswünsche, Beförderung, 
Laufbahnwechsel, Entfristung von langjährig 
beschäftigten Vertretungskräften und Fortbil-
dungen. Wir beantworten Fragen zur Eltern-
zeit, zu Beurlaubungen. Wir sind für unsere 
Kolleg*innen da, wenn es um Probleme bei 
längerer Krankheit geht, um Beratung hin-
sichtlich Altersteilzeit und Wege in den Ru-
hestand.

Wir beraten und begleiten Kolleg*innen 
auf Wunsch zu Dienstgesprächen bei der Be-
zirksregierung und helfen bei allen dienstli-
chen Angelegenheiten. So kommt es auch vor, 
dass Kolleg*innen uns um Unterstützung bit-
ten bei Gesprächen mit der Schulleitung. Ein 
weiteres Aufgabenfeld ist der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz.

Wir sind zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet und handeln dann, wenn wir von 
Kolleg*innen dazu beauftragt werden.

Der Lehrerrat

Der Lehrerrat, der übrigens genau wie Per-
sonalrat und Hauptpersonalrat für vier Jah-
re gewählt wird, vertritt die Angelegenheiten 
des Kollegiums gegenüber der Schulleitung. 
Er hat laut Schulgesetz eine Mittlerrolle. Die 
Schulleitung ist verpflichtet, ihn umfassend 
über alle Angelegenheiten des Kollegiums 
zu informieren und ihn anzuhören. Mit der 

vor etlichen Jahren durchge-
führten Übertragung einiger 

Dienstvorgesetztenaufgaben 
von der Bezirksregierung auf die 

Schulleitungen haben die Lehrer-
räte mehr Beteiligungsrechte bekommen. 

Zum Beispiel müssen sie bei der Anordnung 
von vorhersehbarer Mehrarbeit durch die 
Schulleitung um Zustimmung gefragt wer-
den.

Bei den Schulen, bei denen die 
Schulleiter:innen die erweiterten Dienstvor-
gesetzteneigenschaften haben – davon gibt es 
aber nicht viele – übernimmt der Lehrerrat 
weitere Aufgaben des Personalrats.

Zusammenarbeit von Lehrerräten 
und Personalräten
Die Zusammenarbeit von Lehrerrat und Per-
sonalrat ist sehr wichtig. Der Lehrerrat kennt 
die Probleme vor Ort und kann den Personal-
rat informieren und beauftragen, wenn das 
nötig wird.  

Die Personalräte sind auf die Informatio-
nen der Lehrerräte angewiesen, wenn sie sich 
zum Beispiel ein umfassendes Bild von den 
Verhältnissen vor Ort machen wollen.

Der Hauptpersonalrat

Jede Schulform hat einen Hauptpersonalrat. 
Er ist die beim Ministerium für Schule und 
Weiterbildung (MSW) in NRW gebildete In-
teressenvertretung der Lehrkräfte. Er ist be-
fasst mit landesweiten Regelungen und Er-
lassen und hat dabei umfängliche Mitbestim-
mungs-, Mitwirkungs- und Anhörungsrechte. 
Die Hauptpersonalräte beraten die Beschäf-
tigten in allen dienstlichen Angelegenheiten.

Der Hauptpersonalrat verhandelt die Fäl-
le als Stufenvertretung, wenn sich die Perso-
nalräte und die Bezirksregierung nicht eini-
gen können.

Bezirkspersonalräte und Hauptperso-
nalräte arbeiten eng zusammen. Das ist sehr 
wichtig im Hinblick auf Informationsaus-
tausch und Koordinierung. Die Wahl der 
Hauptpersonalräte findet gleichzeitig mit den 
Wahlen der Bezirkspersonalräte statt.

⊕

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Grundschule: Gute Beratung, wichtige  
Informationen, professionelle Begleitung, 
besondere Unterstützung
Eure GEW-Personalräte an den Kölner Grundschulen

… und wieder setzen wir uns in den kommenden vier Jahren für Euch ein und kämpfen für bes-
sere Arbeitsbedingungen

Geschafft! Das wollen wir erreichen …

• A 13/EG 13 durchgesetzt

• Tarifverhandlungen in Potsdam am Verhandlungstisch  

 mitgestritten und ein gutes Ergebnis erzielt!

• Sozialpädagogik/MPT in den Grundschulen unterstützt  

 und beraten

• Fortbildungen angeboten

• Professionelle Beratung und Unterstützung in Fragen des 

   Arbeits- und Gesundheitsschutzes

• Beratung im Bereich der Schwerbehinderung

• Unterstützung der HSU-Lehrkräfte

• Beratung Ruhestand

• Begleitung bei dienstlichen Gesprächen

• Durchsetzung von Teilzeit

• Recht auf Teilzeit

• Mehr Zeit für Aus- und Fortbildungen schaffen

• Entlastung durch

– kleinere Klassen

– Anhebung der Entlastungsstunden für Kollegien

– Entlastungsprogramme starten

– Weiterqualifizierung von Seiteneinsteigern

– Pädagogische Freiheiten ausbauen

– Standards für Inklusion neu aufstellen

– Digitalisierung verbessern

– Qualifiziertes Personal für jede Grundschule

– Rechtsberatung in schwierigen Fällen

Die Kollegien in den Grundschulen stehen in den nächsten Jahren wieder einmal vor großen 
Herausforderungen. Umso wichtiger ist eine engagierte Personalvertretung. Wir als GEW-Ver-
tretungen im örtlichen Personalrat werden Euch auch weiterhin souverän begleiten und profes-
sionell beraten.

„Arbeitsbelastung deutlich senken –  
Privatleben und Beruf in Einklang bringen“
Silke Knabel
Sonderpädagogin
Schule Kunterbunt

„Kleinere Klassen- bessere Förderung!“
Katja Nielsen
Grundschullehrerin
GGS Lindenbornschule

„Gut und gesund arbeiten in der Schule“
Martina Schütte
Sonderpädagogin
GGS Halfengasse

„Ohne uns geht es nicht –  
Sozialpädagogik in der Grundschule“
Thomas Ridder-Padberg
Dipl.-Soz.-Pädagoge
Schule Kunterbunt

„Beruf und Familie – das muss gehen“
Jessica Fischer
Grundschullehrerin
KGS Fußfallstraße

„Teilzeit muss für alle möglich sein“
Anke Bieberstein
Grundschullehrerin
GGS Weimarer Straße

„Entlastung schaffen – Konzentration  
auf die Kernaufgaben“
Johanna Bohr
Grundschullehrerin
Kardinal-Frings-Schule

„Vielfalt wertschätzen“
Ali Dogan
HSU-Lehrer
GGS Bernkasteler Straße

„Irgendwann ist Schluss – Wege  
in den Ruhestand“
Sylvia Reichenbach
Sonderpädagogin
GGS Breslauer Straße
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GRUNDSCHULE FÖRDERSCHULE

„Als Lehrerrat eine Kultur der Mitbestim-
mung schaffen.“
Anja Schüßler-Klein
Sonderpädagogin
GGS Breslauer Straße

„Burnout? – Nein, danke!“
Thorsten Albersmann
Sonderpädagoge
KGS Heßhofstraße

„Multiprofessionelle Teams an jede Schule“
Regina Hiertz
Dipl. Sozialpädagogin
GGS Europaring

„Grenzen setzen –  
Arbeitsbelastung reduzieren“
Meike Birnkott
Sonderpädagogin
GGS Lindenbornschule

„Gelingende Inklusion braucht mehr!“
Verena Pappert
Grundschullehrerin
GGS Steinbergerstraße

„Schule kann nur gemeinsam funktionieren“
Johanna Berge
Sonderpädagogin
Rosenmaarschule

„Diversität ist ein Reichtum“
Birten Gündüz
HSU-Lehrerin
GGS Lustheider Straße
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HAUPTSCHULE
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Realschule:
Beraten, informiert und  
unterstützt durch deine 
GEW-Personalräte!
Du liebst deinen Job in der Schule, aber dein Akku ist leer? Damit bist du nicht allein: Die ak-
tuelle Arbeitssituation von uns Beschäftigten an Realschulen ist geprägt durch große Klas-
sen, eine hohe Unterrichtsbelastung, den damit einhergehenden Korrekturen, dem Umgang 
mit Heterogenität, Inklusion, Beschulung von Flüchtlingskindern, Ganztag, Digitalisierung 
und vielem mehr. Hinzu kommt eine zunehmende Gewalt gegen Lehrkräfte.

All diese Anforderungen treffen in unserer Schulform auf einen wachsenden Personal-
mangel: An vielen Schulen fehlen Schulleitungen, Lehrkräfte, Sonderpädagog:innen und 
Mitarbeiter:innen in multiprofessionellen Teams.

Wenn man dann bedenkt, dass aufgrund des Personalmangels die voraussetzungslose 
Teilzeit oder die Teilzeit im Blockmodell nicht mehr generell durch den Dienstherrn geneh-
migt wird, ist es nicht verwunderlich, wenn der Akku irgendwann leer ist.

Eine engagierte Interessensvertretung durch deine GEW-Personalräte 
ist daher heutzutage wichtiger denn je, um sich für dich und für die 
vielfältigen Verbesserungen am Arbeitsplatz einzusetzen, die dringend 
erforderlich sind! 

Als Personalräte achten wir darauf, dass der Dienstherr die geltenden Gesetze und Ver-
ordnungen einhält. Wir beraten dich zu allen Fragen, Problemen, Rechten und Pflichten in 
deiner täglichen Arbeit. Wir stehen in Kontakt mit der Dienststelle, um uns konstruktiv für 
dich einzusetzen und um deine berechtigten Interessen zu Gehör zu bringen. Wir beraten 
und unterstützen dich z.B. bei Versetzungswunsch, längeren Abordnungen, Besetzung von 
Funktionsstellen, Einstellungen, Eingruppierung von Tarifbeschäftigten, Ablehnungen von 
Teilzeit, Amtsarztladung, vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, Teilzeit im Blockmodell, 
Mutterschutz, Elternzeit, Referendariat oder bei datenschutzrelevanten Fragestellungen. 
Wir begleiten dich gerne, wenn du eine BEM-Einladung bekommst oder zu Dienstgesprä-
chen geladen wirst. Nimm Kontakt zu uns auf!

Zu politischen Themen, die uns in unserem Arbeitsumfeld bewegen, setzt sich die GEW 
NRW in den Ministerien für uns ein.

Einige der aktuellen GEW-Erfolge sind:

A13/EG13, Teilzeitreferendariat, Abschaffung der Kostendämpfungspauschale, keine neuen 
Vorgriffstunden und mehr Unterstützung durch multiprofessionelle Teams.

Daher treten wir als deine GEW-Personalräte nach vier Jahren erfolgrei-
cher und engagierter Arbeit bei den Personalratswahlen 2024 an. Nimm 
dein Wahlrecht wahr und wähle deine GEW-Kandidat:innen auf Liste 1! 

Deine Ansprechpartner:innen für die Realschulen in Köln sind:

• Katrin Reininghaus, Listenführerin, Tel 0221 331647
• Karen Kiethe, Tel 0221 16919137
• Karin Vogelpohl, Tel 0157 33148796
• Ralf Gerhardi, Tel 0221 5509504 REALSCHULE

Karin VogelpohlKatrin Reininghaus Ralf Gerhardi Karen Kiethe
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Ich bin seit zwölf Jahren Personalrätin, seit acht Jahren im Vorstand 
und seit fünf Jahren Vorsitzende des Personalrates Gesamtschu-
le, Sekundarschule und PRIMUS-Schule im Bezirk Köln. In dieser 
Zeit habe ich viele Erfahrungen gesammelt und meine Kenntnisse in 
Dienst- und Schulrecht stetig weiter vertieft, um die Interessen der 
Kolleg:innen auf Bezirksebene zu vertreten.

Ich berate euch in allen Anliegen, die euch wichtig sind, sei es 
mit Informationen oder durch Begleitung zu Wiedereingliederungen 
oder Gesprächen in der Bezirksregierung.

Ich kann gut Position beziehen und klare Worte finden, aber 
auch diplomatisch und einfühlsam vorgehen, wenn es nötig ist.

Gerne würde ich das Gremium auch in der nächsten Amtszeit 
leiten und zusammen mit dem Vorstandsteam und der GEW-Frak-
tion im Personalrat  auf Bezirksebene für eure Interessen kämpfen. 
Für die GEW führe ich Lehrerräte-Schulungen durch und bilde in 
Zusammenarbeit mit dem DGB-Bildungswerk Personalräte im LPVG 
fort.

Ich habe neun Jahre lang an der Käthe Kollwitz Schule in Lever-
kusen Rheindorf als Lehrerin für Mathematik und Technik gearbei-
tet und war dort Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen und 
fühle mich immer noch mit der Schule verbunden. Die Gesamtschule 
Leverkusen Schlebusch betreue ich seit vielen Jahren als Personal-
rätin. 

Kandidatenvorstellung PR-Wahl 2024
Vera Knopp  
(Listenführerin der GEW-Fraktion) 

Liebe Kolleg:innen, 

die letzten Personalratswahlen, die wegen der Pandemie von Früh-
jahr auf Herbst 2020 verschoben wurden, hatte die GEW im Bereich 
unserer Schulform mit großer Mehrheit gewonnen. 

Wir haben uns über diesen großen Vertrauensvorschuss für 
unsere Arbeit gefreut und uns auch in dieser Legislaturperiode 
vom ersten Tag an aktiv für die Interessen der von uns vertretenen 
Kolleg:innen eingesetzt.

Wir, die GEW-Fraktionen im Bezirkspersonalrat und im Haupt-
personalrat für Gesamtschulen, Sekundarschulen und PRIMUS-
Schulen sind nicht nur in Zeiten des Personalratswahlkampfes aktiv 
und initiativ.

Unsere Erfolge als GEW-PR im Regierungsbezirk Köln 
sind:

•	 Individuelle Beratungs- und Unterstützungsangebote für alle 
schulischen- und dienstrechtlichen Belange

•	 Beratung und Unterstützung bei bezirksinterner,  
bezirksübergreifender Versetzung und Ländertauschverfahren

•	 Beratung und Unterstützung von Lehrer:innenräten  
bei allen Fragen im Umgang mit Schulleitung und Dienststelle 

•	 Es ist uns ein Anliegen, die Mitwirkungsrechte der Beschäftigten 
in der Lehrer:innenkonferenz zu stärken, u.a. unterstützen  
wir die Kollegien bei der Erstellung von Teilzeit- und  
Vertretungskonzepten

•	 Unterstützung von Tarifbeschäftigten aller Berufsgruppen beim 
Kampf um bessere Einstufungen und Eingruppierungen

	 In diesem Bereich haben wir mit der Bezirksregierung viele Erör-
terungen und in allen Einzelfällen um die Auslegung des TV-L ge-
rungen und dabei gehaltliche Verbesserungen für Einzelne erzielt

•	 Individuelle Beratung und Unterstützung von MPT-Kräften  
in allen Fragen ihrer Profession 

Unsere Erfolge als GEW-PR in der letzten  
Legislaturperiode:

•	 Da es uns auch während der Pandemie sehr wichtig war, zu allen 
Beschäftigen und Lehrer:innenräten intensiven Kontakt zu halten, 
haben wir dafür datenschutzsichere digitale Formen der Beratung 
etabliert.

•	 Auch wurde unsere langjährige Forderung nach der Einführung 
von Dienstrechnern – „unterstützt“ durch die Pandemie – durch 
Land und Kommunen umgesetzt

•	 Wir haben Kolleg:innen und Schulen bei allen Fragen rund um 
Digitalisierung und Datenschutz beraten und unterstützt, so z.B. 
bei der Entwicklung von schulinternen Dienstvereinbarungen zur 
Nutzung von Lernplattformen

•	 Wir sind mit den leitenden Personen der Abteilung Schule und 
dem dazugehörigen Dez. 47 (Personalangelegenheiten) im re-
gelmäßigen Austausch über die Situation und Probleme unserer 
Schulform. 

Insbesondere im letzten Jahr haben wir immer wieder unsere gro-
ßen Bedenken hinsichtlich des Handlungskonzeptes Unterrichts-
versorgung und seiner Umsetzung zum Ausdruck gebracht. Ge-
rade da sind wir zurzeit eng an der Seite der Mitarbeitenden, um 
deren Wunsch nach Entlastung und einem gesunden Arbeitsplatz 
zu unterstützen. 

•	 Wir erörtern alle Fälle von abgelehnter voraussetzungsloser Teil-
zeit.

Unsere Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten im 
Rahmen von Beteiligungsverfahren sind durch das LPVG (Landes-
personalvertretungsgesetz) und die vom MSB verfassten Erlasse ge-
regelt. 

Wir sind mit den Personalräten der anderen Bezirke und dem 
HPR in regelmäßigem Austausch und bringen uns immer wieder mit 
konstruktiven Vorschlägen auf Ebene des MSBs ein. 

Unsere Hauptforderungen:

•	 Mehr Geld für Bildung! Die GEW kritisiert massiv die Unterfinan-
zierung der Bildung, die in vielerlei Hinsicht für die unsäglichen 
Bedingungen an den Schulen verantwortlich ist.

•	 Nach JA13-A13Z für Alle fordern wir jetzt die gleiche Laufbahn für 
Alle (Einstiegsamt 2.2, ehemals höherer Dienst) und wir sind für 
eine Besoldungsanpassung für Beförderungsämter unter Berück-
sichtigung des Abstandsgebots.

•	 Die ungleiche Bezahlung von tarifbeschäftigten und verbeamteten 
Lehrkräften muss endlich beendet werden.

•	 Bessere Bezahlung für Schulsozialarbeiter*innen 
•	 Anreize, Entlastung und bessere Arbeitsbedingungen insbesonde-

re an schwierigen Schulstandorten schaffen!
•	 Zusätzliche Ressourcen für Kollegien an Schulen mit Teilstandor-

ten!
•	 Attraktivere berufliche Perspektiven für Seiteneinsteiger:innen! – 

Zulassung zur OBAS mit einem Fach
•	 Seit Mai 2022 sind die Leitlinien zum Gemeinsamen Lernen veröf-

fentlicht. Diese gaben endlich eine erste Arbeitsplatzbeschreibung 
in der Inklusion. Jedoch bleiben darin noch viele Fragen offen. 
Wir fordern Entlastung der Lehrkräfte durch die Anrechnung von 
Beratungs- und Kooperationszeiten!  

•	 Inklusion muss Aufgabe aller Schulformen sein!
•	 Ausbildung von mehr Sonderpädagog:innen!
•	 bessere Fortbildungsmöglichkeiten für Lehrkräfte, um sonderpä-

dagogische Expertisen weiter auszubauen, aber auch, um Team-
strukturen zu entwickeln!

•	 Jobticket und Jobfahrräder für alle Landesbediensteten!
•	 Bezahlung für das Praxissemester!
•	 Dienstliche Endgeräte für alle Lehrkräfte müssen auch für die Zu-

kunft gesichert sein!

Gesamtschule/Sekundarschule/ 
PRIMUS-Schule:
Aktiv für die Interessen der Kolleg:innen!

GEW LISTE 1
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Hauptpersonalrat  
Gesamtschule
...unsere Erfolge als GEW-Fraktion in der Personalvertretung auf Landesebene im Hauptper-
sonalrat (HPR) beim Ministerium für Schule und Bildung (MSB): 

In der Corona-Pandemie vertraten wir den Schutz und die Rechte der Beschäftigten ve-
hement gegen Regelungen des MSB, die diese in völlig unzureichender Weise im Blick hat-
ten. Wir befinden uns nun in der Nach-Corona-Phase mit all den Herausforderungen, die sie 
nach sich zog.

Das „Ankommen und Aufholen nach Corona“ war zunächst als Aktionsprogramm durch 
das MSB aufgelegt worden. Als allerdings das Ausmaß der psychischen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie auf die Schülerinnen und Schüler immer deutlicher wurde, verlegte das 
MSB die Verantwortung für die weitere Aufarbeitung der psychischen Folgen und Lernde-
fizite bei den Schülerinnen und Schüler in die „Eigenverantwortlichkeit der Schulen“. Das 
sorgte für weiter steigende Belastungen der Kolleginnen und Kollegen. Wir setzten die Wei-
terführung des Aktionsprogramms durch.

Das Aktionsprogramm zur Integration geflüchteter Schülerinnen und Schülern wollte 
das MSB zum Ende des Jahres 2023 auslaufen lassen. Nach unseren vehementen Protesten 
wird es weitergeführt. Lehrkräfte, die im Zuge dieses Aktionsprogramms gute Arbeit für die 
Integration an den Schulen leisten, können so weiterbeschäftigt werden. Damit unterstützen 
sie ihre Kolleginnen und Kollegen in dieser wichtigen Arbeit an unseren Schulen weiterhin. 
Diese Unterstützung benötigen wir fortlaufend. Es zeichnet sich ab, dass sich die Flucht-
gründe nicht zeitnah auflösen, wie es beispielsweise für den Krieg in der Ukraine zunächst 
angenommen wurde.

Das Handlungskonzept zur Sicherung der Unterrichtsversorgung schrieb sich die neue 
Landesregierung in Person von Frau Ministerin Feller als nächstes auf die Fahne. Trotz des 
Etiketts „Wertschätzung der Beschäftigten“ als ein Baustein ist es überwiegend auf Maß-
nahmen in Form von Zusatz-Belastungen der Lehrkräfte zur Verbesserung der Unterrichts-
versorgung ausgerichtet, obwohl diese ohnehin schon überbelastet sind. Wir traten diesem 
Vorgehen des MSB mit heftiger Gegenwehr entgegen und greifen nun zu juristischen Mit-
teln, um weitere Belastungen für die Kolleginnen und Kollegen abzuwenden. Insbesondere 
der Erhöhung der Kilometergrenze des wohnortnahen Einsatzes bei Abordnungen oder Ver-
setzungen von 35 km auf 50 km widersprachen wir massiv. Wir veranlassten eine juristische 
Prüfung und führen einen Rechtsstreit im Interesse der Beschäftigten.

Besorgniserregende Ergebnisse zu Kompetenzen der nordrhein-westfälischen Schülerin-
nen und Schülern – wie IQB- und PISA-Studie 2023 – schreckten das MSB gegen Ende des 
letzten Jahres auf. Leitlinie des MSB ist es nun, Problemen und Mängeln im Schulbereich mit 
digitalen Projekten zu begegnen. Medienwirksam werden sie als große Erfolge des MSB ver-
kauft. Allerdings wurden die Personalvertretungen nicht wie rechtlich vorgesehen beteiligt. 
Ihre rechtlich vorgeschriebene Aufgabe zur Prüfung der digitalen Instrumente wie „LeOn“ 
und „divomath“ auf Einhaltung der Persönlichkeitsrechte und den Schutz der Beschäftigten 
vor Leistungs- und Verhaltenskontrolle erfolgte im Vorfeld damit nicht. Wir GEW-Vertrete-
rinnen und Vertreter im HPR wirkten durch massive Interventionen darauf hin, dass diese 
Rechte der Beschäftigten Berücksichtigung finden.

Bei allen Angelegenheiten war und ist Leitlinie unseres Handelns, die Interessen der Be-
schäftigten zu vertreten. Dass bei allen Maßnahmen, die das MSB plant und umsetzen will, 
gute Arbeitsbedingungen und die Entlastung der Beschäftigten im Fokus stehen, wollen wir 
weiter sicherstellen. Dieser Leitlinie haben wir in zahllosen Gesprächen und Sitzungen im 
MSB entsprochen. Unsere regelmäßigen Infos informieren euch darüber fortlaufend.

Wir bleiben stark an euer Seite! Wir machen uns STARK FÜR DICH!

Eure GEW Fraktion in der Personalvertretung im Ministerium für Schule und Bildung

GESAMTSCHULE

Nick Bauermeister

Ulla Hippe

Gwendolin Kreutz

Eva Caspers

Vera Knopp

Alexandra Kasnatschejewa

Salima Horn

Heike Matschke

Joachim Hofmann

Almut Liers

Guido Schönian

Merete Kloss

Johannes Henk

Janette Muenzer
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Liebe Kolleginnen und  
Kollegen,
als Kandidat*innen für die Wahlen des Bezirks- und Hauptpersonalrats Gymnasium/WBK 
für Köln und den Rheinisch-Bergischen Kreis ist es uns ein Anliegen, die Arbeitsbedingun-
gen unserer Lehrkräfte zu verbessern. Die kürzlich veröffentlichte Studie der GEW „Was ist 
dir zu viel?“ bestätigt, was viele von uns bereits erleben: Überlastung, Zeitdruck und man-
gelnde Entlastung prägen unseren Arbeitsalltag. Die aktuellen Herausforderungen, die sich 
auch aus der digitalen Transformation ergeben, erfordern eine kluge und vorausschauende 
Gestaltung unserer Arbeitsumgebung.

Deshalb fordern wir u.a.:
•	 die Einhaltung der regelmäßigen Arbeitszeit des öffentlichen Dienstes auch für Lehrkräfte
•	 die sofortige Einführung der rechtlich gebotenen Arbeitszeiterfassung bei Lehrkräften
•	 bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Lehrkräfte
•	 eine Flexibilisierung des Gymnasiums durch mehr Zeit in der Sekundarstufe I und eine of-

fenere Gestaltung der Oberstufe
•	 externe Fachkräfte/Unterstützung im Digitalisierungsprozess
•	 eine Verdoppelung der Anrechnungsstunden
•	 die Einstellung von Verwaltungs- und Assistenzpersonal zur Unterstützung der Lehrkräfte

Die Einbeziehung der Mitarbeiter*innen in Entscheidungsprozesse durch eine starke 
Mitbestimmung im Personalrat ist hierbei entscheidend. Wir müssen sicherstellen, dass un-
sere Stimmen gehört werden und dass unsere Bedürfnisse bei der Planung und Umsetzung 
von Maßnahmen berücksichtigt werden.

Es ist an der Zeit, dass wir uns gemeinsam für eine gerechte und angemessene Arbeits-
zeit einsetzen. Wir brauchen jetzt Maßnahmen zur Entlastung, um unsere Gesundheit zu 
schützen. Durch eine konstruktive Mitbestimmung im Personalrat können wir aktiv an Lö-
sungen arbeiten, die unsere Arbeitsbedingungen nachhaltig verbessern.

Wählt uns in den Personalrat, um die Interessen aller Lehrkräfte zu vertreten und eine 
positive Veränderung herbeizuführen, damit wir zusammen für eine faire und unterstützen-
de Arbeitsumgebung eintreten können. Gemeinsam können wir etwas bewegen und dafür 
sorgen, dass die Gymnasien in Köln und im Umland Orte sind, an denen Lehrkräfte gerne ar-
beiten und sich wertgeschätzt fühlen.

Vielen Dank für eure Unterstützung und euer Vertrauen!

GYMNASIUM/
WBK

Myriam Welter

Heike Wichmann

Andrea Belke

Michael Odinius

Gudrun Skeide-Panek

Alexander Fladerer

Heribert Schmitt

Andreas Haenlein
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Dieter Schultheis,
Bergisches Berufskolleg  
Wipperfürth,  
Tarifbeschäftigter 

Kurz nachdem ich als Seiteneinsteiger 
in den Schuldienst eingetreten bin und 
aufgrund meines Alters nicht verbeam-
tet wurde, war für mich klar: Wir benöti-
gen eine starke Interessenvertretung der 
Tarifbeschäftigten. In der GEW habe ich 
diese gefunden und seitdem engagierte 
ich mich u. a. im Fachgruppenausschuss 
Berufskolleg und meiner Gliederung im 
Oberbergischen Kreis.

An meiner Schule bin ich seit 16 Jahren 
Mitglied im Lehrkräfterat. Mit meinen 
Kolleg*innen aus dem Lehrkräfterat ha-
ben wir dort unsere Aufgaben grundsätz-
lich neu definiert: weg von einem Feier-
gremium, hin zu einem aktiven, sich kon-
struktiv einmischenden Lehrkräfterat.
Mitglied im Personalrat bin ich seit 9 Jah-
ren. Hier sehe ich meine wichtigste Aufga-
be darin, vor Ort Kolleg*innen individuell 
zu beraten und mich für Ihre Belange ein-
zusetzen.  Ansonsten engagiere ich mich 
dort im Ausschuss für Tarifbeschäftigte. 

BERUFSKOLLEG
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Christiane Hahn,  
Bergisches Berufskolleg  
Wermelskirchen,  
Tarifbeschäftigte

Mit meinen Kolleg*innen der GEW kämp-
fe ich in gewerkschaftlichen Gremien, an 
der Schule oder auf der Straße für mehr 
Lohngerechtigkeit und die Verbesserung 
unserer Arbeitsbedingungen als Lehr-
kräfte!

Seitdem ich 2004 als Lehrerin arbeite, 
war für mich die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie eine zentrale Herausforde-
rung. 

Meine langjährigen Erfahrungen als 
Lehrerrätin am BK und Personalrätin 
(BPR Köln) setze ich gerne für eure kon-
struktive Beratung in Konfliktlagen ein. 
Auch liegt mir die Aufrechterhaltung 
eurer Gesundheit bei den wachsenden 
Herausforderungen in unserem Beruf am 
Herzen! 

Als Lehrerin für die Ausbildung von 
Erzieher*innen ist für mich die Zusam-
menarbeit im multiprofessionellen Team, 
mit verschiedenen kulturellen Hinter-
gründen, Altersgruppen und Lebensge-
schichten von zentraler Bedeutung. 
Mit der GEW haben wir eine starke Ge-
werkschaft im Rücken, um füreinander 
einzutreten.

Thomas Wesseler  
Mies van der Rohe Schule 
Aachen
Beamter

Der Lehrermangel in allen Schulformen 
wächst und das Berufskolleg ist oftmals 
die letzte Chance für junge Menschen die 
notwendigen Voraussetzungen für einen 
guten Start ins Berufsleben zu erreichen. 
Dabei helfe ich gern und das ist einer der 
Gründe, warum ich gerade am Berufskol-
leg Lehrer geworden bin.

Ohne motivierte Lehrer*innen geht da-
bei aber gar nichts. Zwangsabordnungen, 
verweigerte Teilzeitanträge helfen ebenso 
wenig die Arbeitsbedingungen der Kol-
legen zu verbessern, wie der vom Schul-
ministerium geförderte Hype auf digitale 
Medien und Distanzunterricht. Als Mit-
glied einer starken Gewerkschaft stehe 
ich für eine Bildungsgerechtigkeit, die die 
Interessen der Schüler*innen im Blick 
hat. Als Personalrat für das Berufskolleg 
werde ich dafür kämpfen, dass die dafür 
notwendigen Arbeitsbedingungen für die 
Kollegen*innen geschaffen werden.

Manuel Klüser,  
Adolf-Kolping-Berufskolleg  
Kerpen,  
Beamter

Seit meiner Lehre zum Zimmerer bin ich 
Mitglied in der Gewerkschaft (damals 
noch in der IG BAU). Die Ungerechtigkei-
ten in der Arbeitswelt haben mich stets 
zum Engagement in der Gewerkschaft 
motiviert. Daher bin ich seit mehreren 
Jahren Mitglied im Lehrerrat an meiner 
Schule sowie im Leitungsteam der GEW 
im Rhein-Erft-Kreis. Aktuell befasse ich 
mich insbesondere mit den arbeits- und 
datenschutzrechtlichen Fragestellungen, 
die sich aus der Digitalisierung des Schul-
betriebes ergeben und bin im Referat für 
Digitalisierung aktiv. Diese Problemlagen 
gewinnen durch die vorgesehene Ände-
rung der APO-BK mit planmäßigen Antei-
len an Distanzunterricht weiter an Bedeu-
tung. Hier gilt es, die individuellen Rechte 
der Kolleg*innen zu schützen und für Per-
sonal- und Lehrerräte die Mitbestimmung 
bei der Einführung digitaler Plattformen 
einzufordern.

Seit einigen Jahren bin ich stellvertreten-
der Personalrat und würde mich freuen, 
wenn ich durch Stimmenzuwachs für die 
GEW-Fraktion künftig die Interessen der 
Kolleg*innen als reguläres Personalrats-
mitglied vertreten dürfte.

Conny Nieswandt,  
Berufskolleg Ehrenfeld,  
Köln, 
Tarifbeschäftigte 

Ich bin seit Studienzeiten GEWerkschafte-
rin, weil ich im SoWi- und Kunststudium
und in studentischen Gremien ge-
lernt habe, dass du dich auf der 
Arbeitnehmer*innenseite organisieren
musst, um gute Arbeits- und Lebensbe-
dingungen zu erreichen. 

Seit 2016 arbeite ich im Bezirkspersonal-
rat mit. Dort beteilige ich mich auch im 
Ausschuss  Tarifbeschäftigte. In vielen 
Jahren als Lehrerrätin habe ich erfahren, 
dass es einen langen Atem und Geduld 
braucht, um die Dinge voranzubringen. 

Ich engagiere mich im Leitungsteam des 
Fachgruppenausschuss Berufskolleg für 
die Interessen der Berufskollegs, außer-
dem für den Arbeits- und Gesundheits-
schutz  in den Gremien der GEW.

Jörg Buschmann,  
Georg-Simon-Ohm-Berufskolleg  
Köln,  
Beamter
 
Eine Arbeitswelt ohne gewerkschaftli-
che Interessenvertretung führt immer zu 
schlechteren Arbeitsbedingungen für die 
Arbeitnehmer*innen. Aus dieser Überzeu- 
gung heraus bin ich schon als Student der 
BWL Mitglied unserer GEW geworden.

In meinen ersten Berufsjahren bin ich 
als Controller für die Postgewerkschaft in 
den Betriebsrat der Deutschen Telekom 
gewählt worden. Diese ersten gewerk-
schaftlichen Lehrjahre in der Privatwirt-
schaft waren für mich  eine enorm wert-
volle Erfahrung, die ich anschließend in 
meiner Tätigkeit als Lehrerrat an meiner 
Schule  sehr gut nutzen konnte. 

Seit dem Jahr 2014 bin ich Mitglied des 
Personalrats Berufskolleg. Mich motiviert 
die kollegiale Zusammenarbeit in unse-
rer Fraktion, immer wieder für unsere 
Kolleg*innen einzutreten und unserer  
GEWerkschaft im Personalrat eine starke 
Stimme  zu geben.
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„forum“: Sehr geehrter Herr Professor 
Däubler, das moderne Berufsbeamtentum 
– wie wir es heute kennen – lässt sich bis 
auf den „Soldatenkönig“ und seinen Sohn, 
Friedrich d. Großen, in Preußen, d. h. bis 
auf das Jahr 1722 zurückverfolgen. Wie be-
werten Sie diesen Beschäftigtenstatus vor 
dem historischen Hintergrund?

PROF. DÄUBLER: Ende der 1960-er Jah-
re haben die deutschen Gewerkschaften das 
Streikverbot für Beamte erstmals ernsthaft 
in Frage gestellt. Einer der Gründe war die 
historische Herkunft aus dem Absolutismus, 
die strikte Unterordnung unter Weisungen, 
die „von oben“ kommen.  Die noch nicht so 
lange zurückliegende NS-Zeit hatte gezeigt, 
wohin eine solche autoritäre Struktur füh-
ren konnte. Um 1968 begann man auch au-
ßerhalb der Gewerkschaften, über eine bes-
sere Gesellschaft mit mehr Freiheit, mehr 
Gleichheit und mehr Solidarität nachzuden-
ken, was sich auf die Diskussion um den Be-
amtenstreik übertrug. Die alten Zöpfe hatten 
insbesondere in der jüngeren Generation ihr 
Ansehen verloren.

In dieser Zeit erschienen zwei Bücher, 
die den Beamtenstreik befürworteten, denn 
die „hergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums“ waren auf Weimar be-
schränkt, wo es auch Streiks gegeben hatte, 
sie waren nach Art. 33 Abs. 5 des Grundge-

setzes nur „zu berücksichtigen“ und sie stan-
den im Widerspruch zur Koalitionsfreiheit 
des Art. 9 Abs. 3 GG. Dazu kamen zahlreiche 
Aussagen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation zugunsten eines Streiks von Beamten, 
die keine hoheitliche Tätigkeit ausübten, und 
es gab das Vorbild in Frankreich und Italien, 
wo Streiks der dortigen Beamten auf der Ta-
gesordnung standen.

„forum“: Was ist zu dem Umstand zu sa-
gen, dass die Beschäftigtengruppe der 
Lehrkräfte an Schulen dadurch gespalten 
ist in (auf NRW bezogen) rd. 40.000 Ange-
stellte und gut 160.000 Beamt*innen?

PROF. DÄUBLER: Auch die Ungleichheit 
von Beamten und Arbeitnehmern des öffent-
lichen Dienstes war ein Gesichtspunkt, der 
eine wichtige Rolle spielte. Gleiche Arbeit – 
ungleiche Rechte, das leuchtete niemandem 
ein. Die GEW stand gerade deshalb immer 
an der Spitze der Bewegung, während etwa 
die Eisenbahner der damaligen GdED den 
Weg nur sehr zögerlich mitgingen.

„forum“: Jetzt hat die GEW nicht nur alle 
bundesdeutschen Instanzen durchlaufen, 
um das Streikrecht für Beamt:innen durch-
zusetzen, sondern sogar den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
angerufen. Dieser hat am 14. Dezember 
letzten Jahres gegen uns entschieden und 
geurteilt, dass die herrschende deutsche 
Rechtsauffassung legitim sei. Müssen wir 
uns nun auf ewig damit abfinden, nach Ge-
setz besoldet zu werden und ebenso unsere 
Arbeitsbedingungen definiert zu bekom-
men?

PROF. DÄUBLER: Wenn man nur in recht-
lichen Strukturen denkt und handelt, trifft 
dies sicher zu. Mit dem Urteil aus Straßburg 
ist die endgültige Entscheidung gefallen; zu-
vor hatte ja schon das Bundesverfassungsge-

richt im selben Sinne entschieden. Dass sich 
der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte effektiv mit dem Bundesverfassungs-
gericht „anlegt“, war eher unwahrscheinlich; 
wäre es um eine Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofs von Malta oder Litauen gegan-
gen, wäre die Situation eine andere gewe-
sen. Doch die Bundesrepublik ist innerhalb 
des Europarats ein mächtiger Staat, und das 
Verfassungsgericht als seine oberste Instanz 
hatte sich endgültig festgelegt. Außerhalb 
der Gewerkschaften – etwa in den politi-
schen Parteien – gab es auch kaum Stimmen, 
die das Streikrecht der Beamten als wichti-
ge Forderung angesehen hätten. Hätte es bei 
jeder Tarifrunde auch kurze Streiks von Be-
amten und eine öffentliche Kampagne, un-
terstützt durch einzelne Parteien und NGOs, 
zugunsten ihres Streikrechts gegeben, wäre 
mehr Optimismus angebracht gewesen.

Auf der anderen Seite stand im Grunde 
nur die bisherige Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te, die den türkischen Beamten das Streik-
recht eingeräumt hatte. Könnte man sich 
darauf verlassen, dass der Gerichtshof trotz 

des anderen politischen Kontextes seine Po-
sition beibehalten würde? Wer das Recht 
als eine feste Größe ansieht, die Stürme al-
ler Art überdauert, als einen objektiven Aus-
druck von zeitloser Gerechtigkeit, der wird 
die Frage bejahen. Aber so ist sie nicht, die 
„schöne“ Wirklichkeit, das Recht ist nicht 
immun gegenüber der Macht. Dies gilt erst 
recht für eine internationale Instanz, die an-
gesichts der Fliehkräfte in Europa um ihre 
eigene Autorität und Effizienz fürchtet: Die 
Russen sind nicht mehr dabei, die Engländer 
zögern, die Entscheidungen des Gerichts-
hofs weiter anzuerkennen und umzusetzen, 
die Türken orientieren sich immer weniger 
nach Europa, die Ungarn gehen ebenfalls ei-
gene Wege – soll man da auch noch die Bun-
desrepublik vor den Kopf stoßen? Da liegt 
es nahe, Unterschiede zwischen den deut-
schen und den türkischen Beamten zu ent-
decken, die bisher keine große Rolle spiel-
ten. Und das „Recht auf Bildung“ wird plötz-

lich mit einem Heiligenschein versehen, der 
jede „Störung“ ausschließt. Nicht mal mit ei-
nem Satz wird erwähnt, dass in Deutschland 
unendlich mehr Unterrichtsstunden wegen 
Lehrermangels als wegen Streiks ausfallen.

Diese und andere Argumente des Ge-
richtshofs sollte man aber nicht übermä-
ßig ernst nehmen – es gehört sich, dass ein 
Gericht so tut, als gehe es nur um die An-
wendung des geltenden Rechts. Nach ei-
nem alten Spruch gibt es drei Arten von Ur-
teilsgründen: Die mündlichen, die schriftli-
chen und die wahren. Daran ist mehr als ein 
Körnchen Wahrheit. Und die wahren liegen 
in den Machtverhältnissen.

„forum“: Worauf basiert das Streikverbot 
für Beamt:innen überhaupt?

PROF. DÄUBLER: Nach deutschem Ver-
fassungsrecht geht es in erster Linie um die 
hergebrachten Grundsätze des Berufsbeam-

„Geht arbeiten!“
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat geurteilt: Dass Deutschland seinen 
Beamt:innen das Streikrecht verwehrt, sei rechtens. Was bedeutet das für die künftige Ausge-
staltung der Arbeitsbedingungen, die Bezahlung und … die Gruppe der Angestellten? Dazu ein 
Interview mit Prof. Dr. Wolfgang Däubler. Die Fragen stellte // Guido Schönian, Mitglied der 
„forum“-Redaktion und des Gf V

Wir und unsere 19 Vorbilder empfehlen uns zur gefälligen Verbreitung mit vorzüglicher Hochachtung; Fr. Schmidt (um 1860); gemeinfrei

Auch die Ungleichheit von Be-
amten und Arbeitnehmern 
des öffentlichen Dienstes war 
ein Gesichtspunkt, der eine 
wichtige Rolle spielte. Gleiche 
Arbeit – ungleiche Rechte, das 
leuchtete niemandem ein. 

Nicht mal mit einem 
Satz wird erwähnt, 
dass in Deutschland 
unendlich mehr Un-
terrichtsstunden we-
gen Lehrermangels 
als wegen Streiks aus-
fallen.
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tentums und um die Treuepflicht des Be-
amten, die man im Sinne eines Streikver-
bots interpretiert. Nach der Europäischen 
Menschenrechtskonvention ist das Streik-
recht nicht das einzige Mittel, um die Inte-
ressen der Beschäftigten zu wahren. Große 
Bedeutung wird (zu Unrecht) der Tatsache 
beigemessen, dass die Spitzenverbände der 
Beamten konsultiert werden müssen, bevor 
eine neue beamtenrechtliche Regelung er-
lassen wird. Dazu komme insbesondere das 
Alimentationsprinzip, das eine amtsange-
messene Besoldung sicherstelle, das Lebens-
zeitprinzip sowie die an die Stelle der Sozial-
versicherung tretende Versorgung, was dazu 
führe, dass manche Beamte bei den Nettobe-
zügen besser als Arbeitnehmer stehen wür-
den, die eine vergleichbare Arbeit verrich-

Prof. Dr. Wolfgang Däubler ist Rechts-
wissenschaftler und hatte an der Uni-
versität Bremen den Lehrstuhl für 
deutsches und europäisches Arbeits-
recht inne. Er berät Betriebsräte, Un-
ternehmen und ausländische Regie-
rungen in arbeitsrechtlichen Fragen.

ten. Es gebe deshalb keinen Grund, die Stabi-
lität der Verwaltung durch Streiks in Gefahr 
zu bringen; das deutsche Recht bewege sich 
innerhalb des Rahmens, den die Menschen-
rechtskonvention den Mitgliedstaaten eröff-
net habe.

„forum“: Ist dieser Zustand vergleichbar 
mit Staatsbediensteten in anderen Län-
dern?

PROF. DÄUBLER: Über die genaue Rechts-
stellung der Beamten in anderen Ländern 
müssten Sie einen Spezialisten für verglei-
chendes Beamtenrecht fragen. Ich weiß nur, 
dass Beamte in Frankreich, Italien und Spa-
nien ein Streikrecht haben und dass sie den-
noch über eine Reihe gesetzlicher Rechte verfügen, die Arbeitnehmern nicht in der-

selben Weise zustehen. Bemerkenswert ist, 
dass auch die Schweiz vor einer Reihe von 
Jahren das Beamtenstreikrecht durch Gesetz 
anerkannt hat, obwohl die dortigen Beam-
ten eine vergleichbare Absicherung wie ihre 
deutschen Kollegen besitzen.

„forum“: Was müssen beamtete 
Kolleg*innen erwarten, wenn sie trotz des 
EGMR-Urteils die Arbeit niederlegen? Ge-
rade erst wurde uns in NRW per Erlass die 
sogenannte voraussetzungslose Teilzeit 
genommen. Für viele bedeutet das einen 
schwerwiegenden Einschnitt in die Le-
bensplanung und kann Grund genug sein, 
um auch mit kollektiven Aktionen Unmut 
zu äußern.

PROF. DÄUBLER: Die Sanktionen werden 
im Normalfall dieselben sein wie bisher. 
Kurzfristige Arbeitsniederlegungen können 
mit Disziplinarmaßnahmen belegt werden, 
doch riskiert man selbstredend keine Entfer-
nung aus dem Dienst, wenn man einen hal-
ben Tag oder einen Tag gestreikt hat. Wie 
hoch die Sanktionen im Einzelfall ausfallen, 
hängt von den Umständen ab.

Doch daneben kann es auch Fälle geben, 
in denen man die Frage der Rechtmäßigkeit 
gar nicht stellt. Ein Anliegen wird beispiels-
weise allgemein geteilt, 90 Prozent der Be-
völkerung finden es gut, dass Beamte eine 
bestimmte Sache unterstützen, sich z. B. an 
einem Demonstrationsstreik für mehr Kli-

Philologenverband: Streikverbot für Lehrkräfte ist ein 
Glück!

„Der Deutsche Philologenverband (DPhV) sieht sich in seiner Ein-
schätzung des Streikverbots für verbeamtete Lehrkräfte durch das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 
bestätigt. DPhV-Bundesvorsitzende Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing 
sagt in einer ersten Reaktion: „Das ist ein Glück für den Bildungs-
standort Deutschland – und eine krachende Niederlage für die 
GEW! Der Beamtenstatus für Lehrkräfte schließt ein gleichzeitiges 
Streikrecht aus und ist die beste Voraussetzung für eine objektive 
und sachgerechte Amtsführung der hoheitlichen Aufgaben. Zu-
dem hat der Staat dadurch die Möglichkeit, die Lehrkräfte in den 
Schulen verlässlich einzusetzen!“ Der DPhV begrüßt es außeror-
dentlich, dass der EGMR mit seiner Auffassung dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts von 2018 folgt.“ aus: https://www.dphv.
de/2023/12/14/dphv-begruesst-urteil-des-europaeischen-gerichts-
hofs-fuer-menschenrechte-kein-streikrecht-fuer-verbeamtete-lehr-
kraefte/

Der „Deutsche Beamtenbund“ (dbb), dem auch der „Ver-
band Bildung und Erziehung“ (VBE) angehört, schreibt:

„Die GEW hat sich aus rein dogmatischen Gründen gegen die ein-
deutige Bewertung des höchsten Gerichts in Deutschland gewandt 
und versucht, einen Konflikt auf europäischer Ebene über unsere 
Verfassung heraufzubeschwören. Dass dieses Vorgehen heute ge-
scheitert ist, begrüßt der dbb ausdrücklich.“ aus: https://www.pres-
seportal.de/pm/7034/5672657

maschutz beteiligen. Dann stellt sich kein 
Rechtsproblem. Ich habe mal kurze Zeit vor 
einem Generalstreik in Spanien einen dor-
tigen Kollegen gefragt, ob denn der Gene-
ralstreik nach spanischem Arbeitskampf-
recht zulässig sei. Er lachte und meinte, das 
sei eine typisch deutsche Frage. Der Gene-
ralstreik sei ein soziales Ereignis; würde je-
mand auf die Idee kommen, Streikführer ge-
richtlich zu verfolgen, wäre dies ein Grund 
für die Vorbereitung des nächsten General-
streiks.

„forum“: Was raten Sie uns und unserer 
GEWerkschaft? Der rechtliche Rahmen 
ist seit Dezember 2023 doch wohl ausge-
schöpft …

PROF. DÄUBLER: Ja, der rechtliche Rahmen 
ist ausgeschöpft. In absehbarer Zeit kann 
man nicht mehr mit einer Anerkennung des 
Beamtenstreikrechts rechnen. Aber man 
sollte nicht nur an das Recht denken. In der 
Realität ist man keineswegs auf die Rolle als 
Bittsteller festgelegt.

Wenn die Vergütung oder die Arbeits-
bedingungen wirklich so sind, dass sich 
nicht nur die Betroffenen empören, gibt es 
Möglichkeiten der Veränderung. Eine Per-
sonalversammlung dauert dann plötzlich 
einen Tag, viele gehen während der Ar-
beitszeit zum Personalrat oder lassen sich 
krankschreiben. Wenn man wirklich mies 
behandelt wird, kann man sich auf die un-
terschiedlichsten Arten bis hin zum Dienst 
nach Vorschrift wehren.

Es lohnt sich auch ein Blick auf die Ent-
wicklung der Pflege in den letzten Jahren: 
Wegen der geringen Bezahlung und der 
schlechten Arbeitsbedingungen standen im-
mer weniger Pflegekräfte zur Verfügung, 
so dass die Krankenhäuser und Altenheime 
Leiharbeitnehmer anheuern mussten, für 
die sie viel mehr als für eigene Beschäftig-
te bezahlen mussten. Im Beamtenrecht geht 

dies weniger leicht, da man den Arbeitge-
ber nicht wechseln kann, aber auch da gibt 
es Möglichkeiten. Was geschieht, wenn sich 
alle Älteren mit gesundheitlichen Proble-
men krankmelden oder eine vorläufige Ver-
setzung in den Ruhestand betreiben? Der 
Lehrermangel wird noch schlimmer wer-
den; irgendwann ist der Punkt erreicht, wo 
auch wenig sensible Entscheidungsträger 
reagieren müssen. Der Öffentlichkeit ist es 
auch nicht gleichgültig, wenn wir bei Pisa so 
schlecht wie noch nie abschneiden: Wir sind 
nun mal nicht mit Öl, Gas oder mit viel Son-
ne gesegnet, sondern hängen von der Qua-
lifikation der hier tätigen Arbeitskräfte ab. 
Da zu sparen ist das Dümmste, was man ma-
chen kann.

„forum“: Der Arbeitsrechtler Rolf Geffken 
(†) prägte im Rahmen der Konferenz „Er-
neuerung durch Streik“ vor einigen Jahren 
den Sinnspruch: „Rechtsfortschritt gibt es 
nur durch Rechtsbruch“. Inwieweit ist die-
se Prämisse auch auf das Thema Beamten-
streikrecht anwendbar?

PROF. DÄUBLER: Rechtsfortschritt kommt 
in der Tat manchmal durch Rechtsbruch zu-
stande. Nur braucht man auch die Leute, die 
bereit sind, das mit dem Rechtsbruch ver-
bundene Risiko einzugehen. In Deutschland 
ist man besonders risikoavers, was sich darin 
zeigt, dass nirgends so viele Versicherungen 
abgeschlossen werden wie bei uns. Der Indi-
vidualismus der letzten dreißig Jahre hat das 

Große Bedeutung wird 
(zu Unrecht) der Tatsa-
che beigemessen, dass 
die Spitzenverbände 
der Beamten konsul-
tiert werden müssen, 
bevor eine neue beam-
tenrechtliche Regelung 
erlassen wird. 

Kurzfristige Arbeitsniederle-
gungen können mit Diszipli-
narmaßnahmen belegt werden, 
doch riskiert man selbstre-
dend keine Entfernung aus dem 
Dienst, wenn man einen halben 
Tag oder einen Tag gestreikt 
hat. Wie hoch die Sanktionen im 
Einzelfall ausfallen, hängt von 
den Umständen ab.

noch verstärkt; man vertraut viel weniger 
als zuvor auf kollektive Gegenmacht. Was 
jedoch ein wenig Hoffnung gibt, sind Akti-
onen, wie sie Fridays for Future praktiziert 
haben und praktizieren: Nicht in die Schule 
zu gehen ist – pauschal gesprochen – irgend-
wie rechtswidrig, aber dennoch ist nieman-
dem etwas passiert. Das hängt mit der brei-
ten Unterstützung zusammen, die die Akti-
onen in der Öffentlichkeit und auch in den 
Schulen hatten. Warum sollte Entsprechen-
des nicht auch für die Arbeitsbedingungen 
der Lehrerinnen und Lehrer möglich sein? 
Es gibt auch ein Leben außerhalb des Ar-
beitskampfrechts.

„forum“: Wir danken Ihnen sehr herzlich 
für diese Einblicke ins Juristische und Ihre 
Einschätzung zum weiteren Vorgehen.

Es gibt auch ein  
Leben außerhalb des 
Arbeitskampfrechts.

Der Lehrermangel wird noch 
schlimmer werden; irgend-
wann ist der Punkt erreicht, 
wo auch wenig sensible Ent-
scheidungsträger reagieren 
müssen. 
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„forum“: Chalid, stell dich doch bitte kurz 
vor und berichte, wie du zur GEW und zum 
HIB gekommen bist.

CHALID: Vielen Dank für die Einladung. 
Mein Weg zur GEW begann im Grunde 
schon, als ich mich dafür entschied, den 
Lehrerberuf anzustreben und ins Lehramt-
studium startete. Die Weichen dafür waren 
aber wesentlich früher gestellt. Vielleicht 
hole ich dazu mal ein bisschen aus.

Bereits als Schüler entdeckte ich, dass 
ich mein Herz am „linken Fleck“ trage; denn 
schon damals waren mir die sozialen Schat-
tenseitenseiten unserer Gesellschaft - wie 
beispielsweise soziale Ungleichheit, Diskri-
minierung oder prekäre Arbeitsverhältnis-
se - ein Dorn im Auge und ich entwickelte 
ein dementsprechendes Interesse für soziale 
und politische Fragestellungen.

Als ich dann mein Erststudium der Bio-
logie begann, nutzte ich die neu gewonne-
ne Autonomie, um mich, sowohl innerhalb 
als auch außerhalb der Uni, sozial und po-
litisch zu engagieren. Letzteres vor allem in 
verschiedensten Gremien der studentischen 
Selbstverwaltung, wie Fachschaft, AStA & 
StuPa – immer mit dem Anliegen, die Uni ge-
rechter zu machen und Barrieren zu beseiti-
gen.

Nach dem Biologiestudium entschied 
ich mich, Lehrer zu werden. Dabei war mir 
von Beginn an klar, dass ich mich in meinem 
zukünftigen Space, der Schule bzw. dem 
Lehrerberuf, ebenso für meine Ideale ein-
setzen werde und zwar nicht nur im Sinne 
der Schüler:innen, sondern auch in Solida-
rität mit den zukünftigen Kolleg:innen. Ge-
nauso klar war mir als großem Befürworter 
von Gewerkschaftsarbeit, dass die GEW als 
die Bildungsgewerkschaft, genau die richti-
ge Adresse für ein solches Engagement sein 
würde.

Die HIBs wurden in den letzten 15 Jah-
ren sukzessive in NRW aufgebaut und 
werden in Essen von den hauptamt-
lichen Jugendbildungsreferent:innen 
und der Geschäftsleitung koordiniert.
Inzwischen sind es insgesamt elf an 
den Hochschulstandorten Aachen, Bie-
lefeld, Bochum, Bonn, Dortmund, Es-
sen, Köln, Münster, Paderborn, Siegen 
und Wuppertal.

Als die HIBs gegründet wurden, ge-
schah das vor dem Hintergrund, dass 
mit einer festen Hochschulstruktur 
sehr effizient Mitglieder gewonnen 
werden können. Im Studium beschäf-
tigen sich Viele mit politischen Fragen, 
nehmen sich Zeit für ehrenamtliches 
Engagement und sind zugleich auf-
grund ihrer häufig prekären Beschäf-
tigungsbedingungen in besonderem 
Maße auf gewerkschaftliche Organisa-
tion angewiesen. Tatsächlich zeichnet 
sich der Landesausschuss für Studie-
rende seit Gründung der HIBs als stetig 
wachsender Bereich aus und die HIBs 
haben sich als sehr gute Kommunika-
tionsstruktur innerhalb der Gewerk-
schaft etabliert. Regelmäßig wechseln 
auch die HIB Mitarbeiter:innen nach 
ihrem Studium in die GEW Gremien 
und bleiben uns als besonders aktive 
Mitglieder treu.

So sind die HIBs inzwischen für den 
gewerkschaftlichen Nachwuchs nicht 
mehr wegzudenken und leisten an 
den Hochschulen als Anker wertvolle 
Arbeit.

Was macht eigentlich das HIB?

Die Hochschulinformationsbüros der GEW (HIB) sind ein kostenloses Beratungsangebot speziell 
für Studierende. Ein Interview mit Chalid Ahyoud, vom Kölner HIB. Die Fragen stellte // Eva 
Caspers, Mitglied der „forum“-Redaktion und des Gf V

Ich informierte mich schon zu Studi-
enbeginn über die lokalen Strukturen der 
GEW, mit dem Ziel Mitglied zu werden und 
mich ehrenamtlich einzubringen.

Bei dieser Recherche stieß ich auf die 
Stellenanzeige der GEW NRW zur Leitung 
des Kölner HIBs.

„Genial“ dachte ich mir, „der perfekte 
Job!“ So konnte ich mein Engagement an der 
Uni mit der Gewerkschaftsarbeit verbinden. 
Und so kam ich zur GEW und zum HIB.

„forum“: Was sind typische Anliegen der 
(Kölner) Studierendenschaft?

CHALID: Bei solch einer großen Universität, 
wie der Universität zu Köln ist es schwierig, 
das herunterzubrechen. Die Anliegen sind so 
vielfältig wie die Studierenden selbst - was 
meinen Job besonders interessant und ab-
wechslungsreich macht.

Während für die einen beispielsweise 
das Thema Studienfinanzierung keine Rolle 
spielt, weil sie finanziell über die Eltern ab-
gesichert sind, ist es für andere das zentrale 
Thema, da ihr Studienerfolg damit steht und 
fällt. So sind für letztere Fragen zum BAföG, 
Nebenjob, Semesterbeitrag usw. sehr wich-
tige Anliegen, mit denen sie sich regelmä-
ßig ans HIB wenden. Mit dieser monetären 
Frage oft verbunden, sind Fragen zur Versi-
cherung im Studium, in den Praxisphasen an 
Schulen und im Referendariat.

Bei den tendenziell frühen Semestern 
herrscht oft eine Orientierungslosigkeit in 
strukturellen Fragen zu Uni und Studium. 
Hier erreichen uns oft Fragen zur Studien-
ordnung und den damit einhergehenden 
Rechten und Pflichten der Studierenden, 
sowie Fragen nach Ansprechpartner:innen 

– oft fühlt man sich an der Uni Köln näm-
lich wie Asterix und Obelix auf der Suche 
nach dem Passierschein A38. Hier können 
wir meist gut weiterhelfen und über die Fra-
ge hinaus den ein oder anderen wertvollen 
Tipp mitgeben.

Dann erreichen uns auch Fragen studen-
tischer Beschäftigter, besonders seit Start 
der TV-Stud Kampagne, an der die junge 
GEW und das HIB im Besonderen unterstüt-
zend beteiligt sind. Dabei geht es dann um 
arbeitsrechtliche Fragen oder Probleme mit 
den Arbeitgebenden und Vorgesetzten.

Da wir als Bildungsgewerkschaft viele 
Veranstaltungen für Lehramtsstudierende 
rund um das Referendariat und das Praxis-
semester anbieten, sind das die beliebtesten 
Fragethemen. Konkret geht es dabei meis-
tens um den Bewerbungsprozess, um die be-
rühmten Sozialpunkte, zur Struktur und den 
Anforderungen, sowie auch hier wieder Fra-
gen zur Finanzierung und Versicherung.

Besonders freue ich mich über Anfra-
gen von Studierenden, die sich ihrerseits ge-
werkschaftlich oder allgemeiner sozial enga-
gieren möchten und in der jungen GEW eine 
Struktur sehen, in der sie mitwirken möch-
ten. Auf diesem Gebiet verzeichne ich in den 
letzten Monaten eine wesentliche höhere 
Zahl an Anfragen als in den letzten Jahren, 
was besonders toll ist. Das könnte mit dem 
Erfolg der besagten TV-Stud-Kampagne zu-
sammenhängen, mit dem gerade erstrittenen 
Tarifvertrag oder auch generell damit, dass 
Gewerkschaft und die Wirksamkeit von ge-
werkschaftlichem Arbeitskampf durch die 
jüngeren medienwirksamen Streiks offen-
sichtlich und in aller Munde ist.

„forum“: Welche Beratungsangebote 
machst du mit dem Kölner HIB?

CHALID: Zunächst einmal steht die HIB-
Emailadresse und meine wöchentli-
che Sprechstunde allen Lehramt-Studie-
renden, Studierenden des relativ neuen 
Erzieher:innen-Studiengangs und studen-
tischen Beschäftigten der Uni Köln (SHKs, 
WHBs und WHKs) – zu allen Themen rund 
um Studium Job, Ref und Praxisphasen u.Ä. 
offen. Zu den meisten Fragen kann ich mit 

„Bei den tendenziell frühen  
Semestern herrscht oft eine 
Orientierungslosigkeit in 
strukturellen Fragen zu Uni 
und Studium.“

„Oft fühlt man sich an der Uni Köln 
nämlich wie Asterix und Obelix auf der 
Suche nach dem Passierschein A38.“
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meiner jahrelangen Erfahrung als HIB gut 
weiterhelfen und Auskunft geben. Und wenn 
ich selbst mal keinen Rat weiß, ist das HIB 
gut an der Uni vernetzt und ich kann dann 
die richtige Ansprechperson vermitteln; 
oder hole mir Rat bei GEW-Kolleg:innen.

Außerdem veranstalten wir regelmäßig 
Infoveranstaltungen und Workshops zu den 
verschiedensten Themen, die sich grob in 
zwei Kategorien einteilen lassen:

Einerseits Veranstaltungen, die einen di-
rekten Nutzen für das studentische Leben 
und den bevorstehenden beruflichen Werde-
gang bringen, wie zum Beispiel das eingangs 
erwähnte Fit fürs Ref, oder auch die eben-
falls jedes Semester widerkehrenden und äu-
ßerst beliebte Veranstaltung Steuertipps für 
Studis zu der ich einen Finanz- und Steuer-
experten einlade, der den Teilnehmenden 
Tipps und Tricks für die studentische Steu-
ererklärung an die Hand gibt. Dann lade 
ich, ebenfalls regelmäßig, Lehrer:innen und 
LAAs zu der Veranstaltung „Lehrer:in wer-
den, oder doch nicht?“ ein , bei der sie den 
Studierenden ein reales Bild ihres potenti-
ell zukünftigen Berufs vermitteln und ihre 
Fragen dazu beantworten und diskutieren 
-  was die Uni leider kaum leistet. Weitere 
Veranstaltungen dieser Kategorie sind zum 
Beispiel: „Stress lass nach! Umgang mit Prü-
fungsangst und Leistungsdruck“ oder auch 
„Effektiv im Homeoffice – Strategien für den 
heimischen Schreibtisch“.

Andererseits veranstalten wir auch 
Workshops zu gewerkschaftlichen und po-
litischen Themen für dahingehend interes-
sierte und engagierte Studierende. Dabei in-
formieren wir darüber, wofür wir als junge 
GEW stehen und kämpfen und kommen mit 
den Teilnehmer:innen in regen Austausch. 
Einige Beispiele für Veranstaltungen dieser 
Kategorie sind:

•	 Gewerkschaft! Aber wie? - Arbeitskampf 
an der Uni

•	 Empört euch! Engagiert euch! - Antisemi-
tismus an der Uni erkennen und bekämp-
fen

•	 Gib Tarifvertrag! - TV-Stud und die junge 
GEW für einen Studentischen Tarifvertrag

•	 Und viele weitere mehr.

„forum“: Welche Entwicklungsmöglich-
keiten siehst du für das (Kölner) HIB, bzw. 
welche Themen können wir für die Studie-
renden noch mehr in den Blick nehmen?

CHALID: Ich denke, dass sich das HIB, so 
wie es jetzt ausgerichtet ist, den richtigen 
Aufgaben annimmt und einen wertvollen 
und einzigartigen Service für Studierende 
darstellt. Außerdem ist das Hochschulinfor-
mationsbüro auch für uns als jungeGEW ein 
unersetzbares Instrument für den Kontakt 
zu Studierenden und die Gewinnung junger 
Mitglieder.

Entwicklungsbedarf sehe ich vor allem 
im Ausbau des HIBs; denn aufgrund der 
schieren Anzahl an Studierenden in Köln, 
reichen die Möglichkeiten des hiesigen HIBs 
einfach nicht aus und der Beitrag, den wir 
leisten können, wirkt im Volumen manch-
mal wie der Tropfen auf den heißen Stein 
und ich würde gerne mehr tun. Alle elf HIB-
Standorte der GEW NRW verfügen über die 
gleichen Ressourcen. Betrachtet man aber, 

dass die Universität zu Köln, mit ihren über 
40.000 Studierenden, die mit Abstand größ-
te Hochschule des Landes ist, das Kölner 
HIB aber über die gleichen Mittel verfügt 
wie alle anderen, dürfte klar werden, dass 
hier ein Missverhältnis besteht und wir hier 
relativ gesehen viel weniger pro Studi leisten 
können. Es wäre meines Erachtens wichtig 
und sogar eine Frage der Gerechtigkeit, hier 
anzupassen.  

Hinzu kommen die anderen Kölner 
Hochschulen, für die wir aufgrund die-
ser Einschränkung im Grunde gar nicht 
da sein können. Gerade in Bezug auf die 
TH-Köln, an der sich der im Auf- und Aus-
bau befindliche und stetig wachsende 
Erzieher:innenstudiengang verortet, wäre 
es auch im Eigeninteresse der GEW überaus 
wichtig endlich präsenter zu sein, denn im-
merhin tragen wir das „E“ im Namen.

„forum“: Vielen Dank für das Interview!

Chalid ist per Mail unter hib-koeln@gew-
nrw.de zu kontaktieren und die offene 
Sprechstunde des HIBs findet freitags von 10 
bis 12 Uhr statt; außerdem kann per Mail je-
derzeit eine zusätzliche persönliche Sprech-
stunde vereinbart werden.

„Entwicklungsbedarf sehe ich vor al-
lem im Ausbau des HIBs; denn auf-
grund der schieren Anzahl an Studie-
renden in Köln, reichen die Möglich-
keiten des hiesigen HIBs einfach nicht 
aus und der Beitrag, den wir leisten 
können, wirkt im Volumen manchmal 
wie der Tropfen auf den heißen Stein 
und ich würde gerne mehr tun.“
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Einstimmig wurde Judith Gövert am 
heutigen Freitag auf der Sitzung des Be-
zirksvorstands des DGB NRW von den 

acht Mitgliedsgewerkschaften zur neuen Ge-
schäftsführerin der DGB-Region Köln-Bonn 
gewählt. Die 38-Jährige tritt die Nachfolge von 
Jörg Mährle an, der im August nach kurzer 
schwerer Krankheit überraschend verstorben 
war.

Persönliches
Judith Gövert wurde 1985 im Ruhrgebiet ge-
boren und wuchs in Dortmund auf. Nach ei-
nem Auslandsjahr in Bolivien kam sie 2005 
nach Köln und studierte in Köln und Ovie-
do Politikwissenschaften, Geschichte und 
Romanistik (Regionalwissenschaften LA). 
Seit dem Jahr 2012 arbeitet sie beim DGB in 
Köln: zuerst als Jugendbildungsreferentin, 
danach als Gewerkschaftssekretärin. Zuletzt 
war sie u.a. für Bonn und den Rhein-Sieg-
Kreis zuständig. Judith Gövert ist Mitglied 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW). Sie ist verheiratet und hat 
zwei Kinder.

Klimawende sozial gestalten
Gövert erklärt: „Die ökologische Wende und 
die Digitalisierung stellen tiefgreifende Her-
ausforderungen für Wirtschaft, Verwaltung 
und Gesellschaft dar. Wir stehen zu den Kli-
mazielen von Paris und zum massiven Aus-
bau unserer Infrastruktur. Die Veränderun-
gen verursachen bei den Menschen aber 
auch Unsicherheiten und Ängsten. Wir sind 
überzeugt: Diese Wende kann nur gelingen, 
wenn sie sozial gestaltet wird. Wir setzen 
uns mit aller Kraft dafür ein, dass die Sicher-

heit der Arbeitsplätze und die sozialen Inte-
ressen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer berücksichtigt werden. Hier sehen 
wir unsere besondere Verantwortung.“

Gerechtigkeit ins Bildungssystem
Sie bekräftigt: „Mein besonderes persönli-

ches Engagement gilt einem Bildungssystem, 
das gerecht und finanziell gut ausgestattet ist. 
Ich finde es unerträglich, dass soziale Herkunft 
immer noch über den Bildungserfolg entschei-
det. Ich werde mich für mehr Chancengleich-
heit in allen Bildungsbereichen einsetzen. Dazu 
gehört eine gute Förderung aller Kinder und 
jungen Menschen von der Kita bis zum Be-
rufseinstieg. Eingeschränkte Öffnungszeiten, 
Notfallkonzepte und überlastete Fachkräfte in 
Kitas; fehlende Schulplätze an Grund- und All-
gemeinbildenden Schulen und mies ausgestat-
tete und marode Berufskollegs - hier besteht in 
Köln und der Region dringender Handlungsbe-
darf.“

Kooperationen gegen Rechts und 
für Soziales
Gövert kündigt an: „Wir werden uns weiter 
in die Debatten einmischen und an die gute 
Zusammenarbeit z.B. mit dem Mieterver-
ein, den Sozialverbänden, den Kammern und 
„Köln stellt sich quer“ anknüpfen. Der DGB 
und seine Gewerkschaften werden sich wei-
terhin mit guten Vorschlägen und kreativen 
Aktionen für eine zukunftsfähige und soziale 
Politik in der Region Köln-Bonn einsetzen.“

Die DGB-Region Köln-Bonn umfasst die 
Gebietskörperschaften Köln, Bonn, Leverku-
sen, Rheinisch-Bergischer Kreis, Rhein-Sieg-
Kreis, Rhein-Erft-Kreis und Oberbergischer 
Kreis.
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Sercan Karaagac, Vorsitzender der DGB-
Jugend Köln: „Ich freue mich, dass mit 
Judith Gövert eine Geschäftsführerin ge-
wählt wurde, die die Themen der Jugend 
fest im Blick hat.“

Judith Gövert 
wird erste 
Frau an der 
Spitze der 
DGB-Region 
Köln-Bonn
DGB-Bezirksvorstand NRW 
wählt Gövert zur neuen Regi-
onsgeschäftsführung. Presse-
mitteilung vom 10. November 
2023 des // DGB Köln-Bonn

Dr. Witich Roßmann, Vorsitzender des 
DGB Stadtverbands Köln: „Ich freue 
mich, dass Judith Gövert sich bereit er-
klärt hat, die verantwortungsvolle Aufga-
be zu übernehmen die Nachfolge von Jörg 
Mährle als Geschäftsführerin anzutreten. 
Die Kölner Gewerkschaften haben sich 
geschlossen für sie ausgesprochen und 
freuen sich, dass der Landesvorstand ih-
rem Wunsch gefolgt ist.“

Jeanine Pollex, Vorsitzende der DGB 
Frauen Köln: „Mit Judith bekommt der 
DGB eine erfahrene Frau an die Spit-
ze. Darüber freue ich mich sehr. Judith 
Gövert prangert Missstände in Gesell-
schaft und Betrieb mit Nachdruck an 
und ist dabei jederzeit zum Dialog be-
reit. Sie setzt sich deutlich für eine 
Arbeitnehmer*innenfreundliche Arbeits-
welt ein und mit ebenso großem Enga-
gement für die gesamtgesellschaftlichen 
Themen dieser Zeit, sei es das solidari-
sche Miteinander, Friedenspolitik oder 
ganz aktuell die Situation in den Kitas. 
Ich wünsche ihr für die neue Aufgabe 
einen guten Start und eine erfolgreiche 
Zeit.“

Stimmen aus der Region:

Die Liste der Erstunterzeichner*innen 
ist lang. Vom Bezirksbürgermeister 
der Innenstadt über ehemalige Schul-

leiterinnen, aktive Lehrkräfte und frühere 
DGB-Vorsitzende bis hin zu Professor*innen 
für Städteplanung und dem Kabarettisten Jür-
gen Becker haben schon beinahe 4.000 Köl-
nerinnen und Kölner gegen die verrückte Idee 
unterschrieben, dem Auto auf der Straße Platz 
zu machen, indem die Straßenbahn das Mau-
ritiusviertel künftig durch einen Tunnel unter-
quert.

Tunnel? - War da nicht was?
Am 3. März vor genau 15 Jahren kam es beim 
Bau des KVB-Tunnels für die Nord-Süd-Stadt-
bahn (heutige Linie 17) zu dem tragischen Un-
glück, bei dem das „bedeutendste Stadtarchiv 
in ganz Deutschland“ (Süddeutsche Zeitung, 
17.5.2010) im Boden versank und durch den 
Einsturz des daneben liegenden Wohnhauses 
ein 24-jähriger Student und sein Mitbewohner, 
ein 17 Jahre alter Bäckerlehrling, ihr Leben ver-
loren. Wegen der starken Beschädigungen der 
Gebäude verloren 36 Anwohner*innen der be-
nachbarten Häuser ihre Wohnungen.

Die Gründe für diese Katastrophe reich-
ten von Betrug, Baugefährdung und Diebstahl 
von Baumaterial über die Fälschung von Mes-
sprotokollen bis hin zur unzureichend durch-
geführten Bauaufsicht durch den Bauherrn 
KVB. Heute trauern Familien um ihre Angehö-
rigen, sind unwiederbringlich wertvolle Zeug-
nisse der Stadtgeschichte vernichtet ... und wir 
haben eine neue U-Bahn, die nicht besonders 
stark genutzt wird.

Einen Tunnel zu bauen ist – im Vergleich 
zu überirdischen Lösungen – aber für all die-
jenigen profitabler, die daran verdienen. Böse 
Stimmen behaupten sogar, dies sei der vor-
nehmlichste Grund, weshalb unterirdische 
Projekte überhaupt ins Spiel gebracht werden.

Ziel der Peition
Im Petitionstext heißt es: „Die Bundesregie-
rung hält laut Koalitionsvertrag eine Verdop-
pelung der Kapazität des ÖPNV bis 2030 für 
klimapolitisch erforderlich. Daran anknüpfend 
fordern FridaysForFuture in ihrem verkehrspo-
litischen Sofortprogramm zu Recht eine Aus-
bau- und Qualitätsoffensive im ÖPNV. Nur so 
sind die klimapolitischen Ziele im Verkehrssek-
tor erreichbar.“

Und weiter: „In Köln ist all dies nur mög-
lich, wenn das Schienennetz der KVB massiv 
ausgebaut wird. Die Steuermilliarden, die ein 
Ost-West-Tunnel kosten würde, müssen jetzt 
in den Ausbau der KVB investiert werden. Da-
mit können nicht nur die Kapazität der Linie 1 
oberirdisch erweitert, sondern zahlreiche wei-
tere Erweiterungen des Schienennetzes und 
des Wagenparks finanziert werden.

Eines ist klar: Beides zusammen geht nicht, 
dafür fehlen der Stadt Mittel und Personal. Das 
haben wir bei dem Nord-Süd-Tunnel gesehen, 
der immer noch nicht fertig ist. Seit Baubeginn 
2004 sind oberirdisch nur 3,5 Schienenkilome-
ter neu gebaut worden.“

Stattdessen will das Bündnis „Verkehrs-
wende Köln“, dem auch die Kölner GEW an-
gehört, neben dem oberirdischen Haltestel-
len-Ausbau und einer Takterhöhung für die 
60-Meter-Statbahnen „auch eine massive fi-
nanzielle Aufwertung und bessere Arbeits-
bedingungen für das Fahrpersonal von Bus 
& Bahn, wie von der Gewerkschaft ver.di zu 
Recht eingefordert.“ Eine Ausdünnung der 
Fahrpläne wegen angeblichen oder tatsächli-
chen Personalmangels, wie in letzter Zeit im-
mer häufiger geschehen, sei „das Gegenteil von 
Verkehrswende“.

Die Petition wird vor der entscheidenden 
Ratssitzung (voraussichtlich im Juni dieses 
Jahres) an Oberbürgermeisterin Reker überge-
ben.

Oben bleiben! Tunnel-Pläne sofort  
stoppen! Verkehrswende einleiten!
In Köln steht die für Jahrzehnte wichtigste verkehrspolitische Entscheidung an: Innenstadt-Tun-
nel oder Verkehrswende? Die GEW Köln ist Teil des Bündnisses „Verkehrswende“ und steht für 
die vernünftigere Lösung! // Guido Schönian, Mitglied der „forum“-Redaktion und des GfV

Auszug aus der Petition:

Wir fordern den sofortigen Stopp der Pla-
nungen des Ost-West-Tunnels quer durch 
die Kölner Innenstadt. [...] zwischen Heu-
markt und Aachener Weiher [...].

Was würde ein Tunnelbau bedeuten?
•	 mindestens eine Milliarde Euro Kosten, 

wahrscheinlich weitaus mehr durch Preis-
anstiege und archäologische Funde, ohne 
dass Mehrkapazitäten gegenüber einer 
oberirdischen Lösung geschaffen würden;

[...]
•	 eine jahrzehntelange Großbaustelle und 

Verkehrschaos in der Innenstadt; jahre-
lange Sperrung des Innenstadttunnels der 
Linien 3, 4 und 18 am Neumarkt;

•	 rund 100.000 Tonnen CO2-Ausstoß pro 
Tunnel-Kilometer. Der Tunnelbau wäre 
ein städtebauliches und klimapolitisches 
Desaster! Eine oberirdische Ertüchtigung 
der Ost-West-Achse ist um ein Vielfaches 
schneller, preiswerter, umweltfreundli-
cher und barrierefreier umsetzbar.

Im Bündnis „Verkehrswende Köln“ ist neben 
dem „AK Barrierefreies Köln“, „attac Köln“ 
und weiteren Organisationen sowie Einzel-
personen auch der Kölner Stadtverband der 
GEW vertreten

Hier geht`s zum vollständigen Text 
„Begründung der Petition“:

Hier könnt ihr die Petition „Oben 
bleiben!“ online zeichnen:
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Der Begriff Dekadenz bezeich-
net einen „kulturellen Nie-
dergang“ und „sittlichen Ver-
fall“. In der Kunst werden da-
runter Stilrichtungen zusam-

mengefasst, die das „morbide Spätstadium 
einer Gesellschaft zum Ausdruck bringen“. 
So jedenfalls ist es im „Digitalen Wörterbuch 
der deutschen Sprache“ (DWDS) nachzule-
sen, das fast alles zum deutschen Wortschatz 
von 1600 bis heute zu bieten hat und von der 
„Berlin-Brandenburgischen Akademie der 
Wissenschaften“ betreut wird.

Befinden wir uns im Niedergang? 
Herrscht der Verfall?

Die Anzeichen von Dekadenz scheinen 
jedenfalls stark zuzunehmen ...

Das Börsenjahr 2023
Die Kursgewinner des Jahres 2023 an der 
Deutschen Börse waren die Waffenschmie-
de „Rheinmetall“ (+ 54 Prozent über das ge-
samte Jahr), der Betonhersteller „Heidelberg 
Materials“ (+ 52 Prozent) und auf Rang drei 
der Kunststoff-Produzent „Covestro“ mit 
einem Plus von beinahe 40 Prozent. Herz-
lichen Glückwunsch an Konzerne, die ihr 
Geld mit lebensschädlichen Produkten ver-
dienen!

Der absolute Verlierer war die Energie-
technik-Sparte von Siemens, die ihr Geschäft 
mit Windkraft und erneuerbarer Strompro-
duktion macht. 2023 verzeichnete „Siemens 
Energy“ ein Minus von über 30 Prozent. Was 
für ein Widerspruch! - Lebensfeindliche 

Produktion macht Rendite, nachhaltige Sek-
toren geraten auf´s Abstellgleis.

Dekadenz an der Spitze, Verfall für 
Kund:innen und Beschäftigte

Apropos! - Bei der Deutschen Bahn, die 
laut WDR-Angaben seit 1994 rund 600 km 
Schienenstrecke allein in NRW stillgelegt 
hat, wurden für das vergangene Jahr 2023 
keine Boni an die Konzernvorstände aus-
gezahlt. Auf www.tagesschau.de lautet die 
Überschrift des entsprechenden Artikels: 
„Bahn-Vorstände bekommen für 2023 keine 
Boni“.

Das macht den acht Vorstandsmitglie-
dern aber wenig, da sie zum selben Zeit-
punkt die Boni für das Jahr 2022 nachge-
zahlt bekamen (diese waren an die Strom-
preisbremse gekoppelt und lagen daher auf 
Eis). Man tut also, als würde man sich in 
Bescheidenheit üben. In Wahrheit verzich-
tet man lediglich auf eine doppelte Boni-
Auszahlung. Aus 2022 fließen nun – wohl-
gemerkt zusätzlich zum ohnehin üppigen 
Grundgehalt – 1,26 Mio. Euro an Bahn-Vor-
standschef Richard Lutz, 736.000 Euro an 
Personalvorstand Peter Seiler sowie 699.000 
Euro an Infrastrukturvorstand Huber.

Fat Cat Day
Als „fat cat“ werden laut „Cambridge Dictio-
nary“ nicht übergewichtige Katzen im Verei-
nigten Königreich bezeichnet, sondern Per-
sonen, „die viel Geld haben, vor allem solche 
in verantwortungsvoller Position in einem 
Unternehmen, mit der Befugnis, die eigene 
Bezahlung selbst zu bestimmen“.

Beim sogenannten „Fat Cat Day“ han-
delt es sich um den Tag im Jahr, bis zu 
dem eine:r dieser Topmanager:innen be-
reits so viel Geld „verdient“ hat wie ein:e 
durchschnittliche:r Arbeitnehmer:in im ge-
samten Jahr.

In Deutschland wird dieser Tag nach 
den Bezügen der Konzernvorstände berech-
net, die im DAX und im MDax gelistet sind 
(die 90 größten an der Börse gehandelten 
Unternehmen in Deutschland).

Laut Tageszeitung DIE WELT lag 
der „Tag der fetten Katzen“ im Jahr 2018 
auf dem 5. Januar. 2020 erreichten die 
Topmanager:innen das durchschnittliche 
Arbeitnehmer-Einkommen bereits nach 3,5 
Tagen! (Karsten Seibel: „Fat Cat Day“: Jetzt 
verdient Ihr Chef mehr als Sie im ganzen 
Jahr. In: DIE WELT. 7.1.2020)  

Die Bild-Zeitung hat den Termin des 
„Fat Cat Day“ international verglichen und 
kam zu dem Schluss, dass es in keinem der 
Länder (von den USA über China bis nach 
Norwegen) länger als einen Monat dau-
ert, bis ein:e Topmanager:in auf das durch-
schnittliche Jahresgehalt der Beschäftigten 
kommt.

Klima
Ende 2023 kam eine Studie zu dem Ergeb-
nis, dass die Welt „trotz des Pariser Klima-
abkommens (...) ungebremst auf eine katas-
trophale Entwicklung“ zusteuert. Und: „Die 
Klimakrise und extreme soziale Ungleich-
heit sind keine voneinander getrennten Kri-
sen“.

Errechnet wurde, dass das reichste eine 
Prozent der Weltbevölkerung (~ 80 Mio. Per-
sonen) für 16 Prozent der weltweiten Emis-
sionen verantwortlich sind und die ärms-
te Hälfte der Welt (~ vier Mrd. Menschen) 
„nur“ zu acht Prozent zu den weltweiten 
Treibhausgasen beitragen.

Bezeichnend ist der Titel dieser Unter-
suchung: „Klima der Ungleichheit – Wie ex-
tremer Reichtum weltweit die Klimakrise, 
Armut und Ungleichheit verschärft“.

Das Problem ist folglich immer stärker 
auf eine dekadente Lebensweise von weni-
gen Menschen zurückzuführen, die mehr 
und mehr zu Lasten und auf Kosten der 
übergroßen Mehrheit der (Welt-) Bevölke-
rung geht!

Was man machen kann ...
Das „Oxford Komitee zur Linderung von 
Hungersnot“ (kurz: OXFAM), das in mehr 
als 90 Ländern vertreten ist, schlägt vor, 
über die Steuer den Reichtum zu steuern. 
Der an die aktuelle Vermögensverteilung an-
gelehnte Vorschlag lautet: „Zwei Prozent auf 
Vermögen von über fünf Mio. US-Dollar, drei 
Prozent auf Vermögen von über 50 Millio-
nen US-Dollar und fünf Prozent für Vermö-
gen, die eine Milliarde US-Dollar überstei-
gen.“

Im „Bericht zur sozialen Ungleichheit 
2024“ heißt es dazu auf Deutschland be-
zogen: „Allein in Deutschland könnten so 
[...] 85,2 Milliarden Euro pro Jahr generiert 
werden. In Deutschland müssten nur etwas 
mehr als 200.000 Menschen die Abgabe ent-
richten, das sind gerade einmal 0,24 Prozent 
der Bevölkerung.“

Dekadenz!
Die Ungerechtigkeit nimmt unerträgliche Formen an! Wer kann das Ruder rumreißen? // Guido 
Schönian, Mitglied der „forum“-Redaktion und des Gf V

Deutsche Vermögensverteilung (aus: Netzwerk Steuergerechtigkeit [Hg.]: „Jahrbuch Steuergerechtigkeit 2023“, S. 12, 2023)

„Recherchen des »Netzwerk Steuergerechtigkeit« und 
der Hans-Böckler-Stiftung belegen, dass die 200 Su-
perreichen in Deutschland mindestens 1.400 Milli-
arden Euro ihr Eigen nennen. Damit besitzen sie 500 
Milliarden mehr, als das Manager Magazin im Novem-
ber ausgerechnet hatte. Diese zusätzlich aufgespürte 
Summe übersteigt deutlich den gesamten Bundeshaus-
halt, sie würde ausreichen, das Bürgergeld für 5,5 Mil-
lionen Menschen fast 20 Jahre lang zu finanzieren.“ 

(Annette Jensen: „Reiche machen Deutschland arm“, in: publik, 01/2024)

2024 erreichten die 
Topmanager:innen in 
Deutschland das durch-
schnittliche Jahres-Einkom-
men der Beschäftigten bereits 
am 6. Januar um 10.30 Uhr!

(vgl.: Jasper Bitter: „Sie verdienen ein Jahres-
gehalt in Tagen“, in: Bild.de, 5.1.2024)

Die Macht, die entstünde, gingen Beschäftig-
te und Klimabewegung gemeinsame Wege, 
wäre immens! Hier: Logo der Streikenden 
im Nahverkehr in Union mit „Fridays For 
Future“.
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Antrag „Waffenstillstand“ beschlossene Version

Der GEW-Stadtverband Köln solidarisiert sich mit allen 

Kriegsopfern insbesondere mit seinen Kolleg*innen aus 

dem Bildungssektor sowie den Kindern und Jugendli-

chen im Gaza-Streifen, der Westbank und in Israel. Als 

Gewerkschafter*innen befürworten wir alle Handlun-

gen, die weiteren physischen und psychischen Schaden 

an der Bevölkerung beenden und ihr Recht auf Leben 

schützen. Daher fordern wir die deutsche Regierung 

dazu auf, sich für einen sofortigen und dauerhaften 

Waffenstillstand einzusetzen und weitere Waffenexpor-

te nach Israel und an Staaten, die die Hamas unterstüt-

zen, zu verhindern. Das ist die Grundlage für das Über-

leben der Bevölkerung und der Geiseln sowie für alle 

weiteren Schritte in Richtung Frieden.

Auf seiner Sitzung am 13. März hat der  
Geschäftsführende Vorstand (Gf V) des 
GEW-Stadtverbands Köln folgende  
Positionierung beschlossen:

4. Friedensdiskurs lebensnah  
verankern
Friedenspolitische Diskurse finden auch in 
demokratischen Gesellschaften nicht das er-
hoffte und notwendige Interesse in der Be-
völkerung. Sozialpsychologische Untersu-
chungen, die in der Zeit zwischen 1980 und 
2000 gemacht wurden, haben gezeigt, wie 
Anforderungen in der Arbeits- und Lebens-
welt dazu führen, dass Bürger:innen sich 
ausgeliefert oder überfordert sehen. Sie neh-
men deshalb Haltungen ein, die ihnen den 
emotionalen und gedanklichen Zugang zum 
Thema politischer Friedensgestaltung ver-
bauen. Heute sind diese Zusammenhänge 
vermutlich noch weit ausgeprägter. Denn die 
planetarischen Krisen werden auch in den 
wohlfahrtsorientierten Ländern stärker im 
Alltag gespürt. Der rasante Veränderungs-
druck ermüdet. Es ist nachvollziehbar, wenn 
Bürger:innen politischen Auseinanderset-
zungen um Themen jenseits ihrer Erfah-
rungswelt aus dem Weg gehen.

Die Kolleg:innen in der schulischen und 
außerschulischen Friedensbildung haben 
aus solchen Befunden den Schluss gezogen, 
auf die Verknüpfungen zwischen persönli-
chen Erfahrungen in Mikrokonflikten und 
den Interpretationen des weltpolitischen 
Geschehens zu achten. Sie gestalten Frie-
densbildung daher erfahrungsnah und so, 
dass Teilnehmende sich als selbstwirksam 
erleben können. Ähnlich verfahren mediati-
ve Ansätze zur kommunalen Konfliktbewäl-
tigung im In- und Ausland. Die zivilen Fach-
kräfte arbeiten jeweils mit Personen und 
Gruppen zusammen, die in den lokalen Ge-
meinschaften verwurzelt sind, die dort Ver-
trauen genießen und um die Lebenswirk-
lichkeit der Bevölkerung und ihrer Traditio-
nen wissen.

Auch jetzt im Ukraine-Krieg findet le-
bensnahe Friedensarbeit statt. Oftmals wird 
sie von Frauen ins Leben gerufen. Nur weni-
ge können unter den Bedingungen des Krie-
ges öffentlich auftreten. Dennoch gelingt 
über die zivilen Friedensdienste und ande-
re Organisationen trotz der enorm schwie-
rigen Bedingungen weiterhin transnationa-

Friedenslogik verstehen
Frieden hat man nicht, Frieden muss man 
machen
ISBN 978-3-7564-1539-5, 232 S., € 22,90
PDF: ISBN 978-3-7566-1539-1, € 21,99

Dennoch friedenslogisch 
denken und handeln!
Fortsetzung des Artikels aus dem „forum“ 2023-4, erschienen 
in der Rubrik AUS DEN GREMIEN (GEW-Arbeitskreis „Frie-
den und Internationales“ gegründet): Fünf zivilgesellschaftliche 
Arbeitsfelder // Hanne-Margret Birckenbach, Trägerin des 
Göttinger Friedenpreise

le Zusammenarbeit. Exemplarisch erwäh-
ne ich die »Women’s Initiatives for Peace 
in Donbas(s)«. In dieser Initiative arbeiten 
Praktikerinnen, Mediatorinnen und Wissen-
schaftlerinnen aus der Ukraine, aus Russ-
land, aus der Schweiz und aus Deutschland 
zusammen. Es handelt sich um eine beson-
ders gelungene Form von Aktionsforschung.

Seit 2016 schaffen es diese Frauen sich 
lagerübergreifend über ihre unterschied-
lichen Wahrnehmungen der Situation am 
konkreten Ort zu verständigen. Sie spre-
chen über ihre Bedürfnisse und die ihrer 
Familien. Es geht um Bildung, Arbeit und 
die Möglichkeiten mit den Angehörigen 
und Freund:innen auf der anderen Seite der 
Grenze und im anderen Lager Kontakt zu 
halten. Und sie überlegen, was sie für ein-
ander tun können. Sie geben einander die 
Kraft, um – jenseits von Propaganda – ei-
genständig zu deuten, was in und mit ihren 
Ländern geschieht. Die Arbeit dieser Grup-
pe ist für Akteure aus Kultur-, Wissenschaft 
und Bildung vorbildlich. Sie alle können jetzt 
viel zur Entgiftung der Kommunikation zwi-
schen den Lagern beitragen.

Seit Abbruch der Minsker Verhandlun-
gen fehlt allerdings auch dieser Fraueninitia-
tive im Donbas(s) ein politischer Rahmen, in 
den sie ihre Überlegungen einfädeln und den 
sie mit frischen Gedanken versorgen kön-
nen. Auch die finanziellen Ressourcen blei-
ben aus. Wie für alle Formen der Dialogar-
beit ist es daher notwendig, dass schnell ein 
politischer Verhandlungsrahmen entsteht, in 
dem Frieden gewollt wird. Denn die Reich-
weite von lebensnaher Friedensarbeit hängt 
davon ab, ob diplomatische Kanäle sich für 
zivilgesellschaftliche Teilhabe öffnen. Und 
sie hängt davon ab, welche Verbindungen 
zu Entscheidungsebenen gezogen werden 
können. Vertrauensbildung zwischen diesen 
Ebenen bedarf eigener Anstrengungen. Nur 
vermittelt über Ombudspersonen und in ge-
schützten Räumen können Akteure, die auf 
unterschiedlichen Ebenen Friedensarbeit 
leisten, darüber beraten, wie sie einander 
besser ergänzen.

5. Multiperspektivische  
Friedensdialoge wagen
Von dem Friedensforscher Klaus Horn habe 
ich noch als Studentin gelernt, dass die An-
erkennung der eigenen Ohnmacht in kom-
plexen Prozessen eine Voraussetzung für 
wirksames Friedenshandeln ist. Wenn ich 
nun die von mir genannten Arbeitsfelder be-
denke, bekomme ich selbst einen Schreck. 
Den politischen Friedensdiskurs in Gang zu 
halten, an Oasen der Friedensentwicklung 
und der Umsetzung von globalen Verpflich-
tungen mitzuwirken, Stimmen aus dem glo-
balen Süden zu Rate zu ziehen und ein Ver-
ständnis für die vielfältigen Ansätze von 
Friedensarbeit zu verbreitern: Mit diesen 
Hinweisen habe ich eine lange Antwort auf 
eine kurze Frage aus der Praxis gegeben und 
ein umfangreiches Programm für sehr viele 
Mitwirkende formuliert.

Es ist viel Arbeit, ein solches Programm 
kleinzuarbeiten. Wo immer unter den aku-
ten Bedingungen etwas davon gelingt, öffnet 
sich ein Fenster für mehr Frieden im Unfrie-
den. Überall fehlen jetzt Gelegenheiten, die 
Menschen mit unterschiedlichen Kenntnis-
sen, Positionen und Ängsten miteinander 
über Fragen der Friedensentwicklung ins 
Gespräch bringen. Nur so erfahren sie, wel-
che Möglichkeiten zur Gewaltminderung 
und Konflikttransformation in dialogischen 
Verfahren stecken und in welcher Weise sie 
an Friedensentwicklungen teilhaben kön-
nen.

Dieser Antrag wurde vom Arbeitskreis Frieden & Internationales eingebracht. Der AK trifft sich das nächste Mal am Dienstag,  
dem 23. April 2024, um 17.30 Uhr im GEW-Büro, Besprechungsraum.
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Am 21.Februar trafen sich über 20 Teilnehmende im 
LVR-Museum Bonn zum Ausstellungsbesuch „Welt im 
Wandel“. Erleben konnten alle eine fachlich hervor-
ragend begleitete Führung als rasante Reise durch die 
Zeiten künstlerischen Arbeitens im Rheinland. 

Aufmerksamkeit zog zunächst die Architektur im LVR-Museum 
auf sich. Eigentlich war die Sammlung der Exponate seit 1820 ent-
standen und wurde lange in einem palastähnlichen Gebäude aus der 
Gründerzeit in Bonn ausgestellt. In 2003 ist mit einem Neubau als 
Verbindung mit dem ursprünglichen Ausstellungsbereich ein licht-
durchflutetes großzügiges Ausstellungshaus entstanden. Die Aus-
stellungsfläche auf verschiedenen Ebenen bietet großzügig Platz für 
vielfältige Zugänge, wie sich die Welt im Rheinland gewandelt hat 
durch die Zeiten – sichtbar in der Kunst.

Einstieg zur Römerzeit
Start ist natürlich auf der ersten Ebene ein umfassender Einstieg zur 
Römerzeit – das haben wir uns als Kölner:innen bei diesem Besuch 
ausgeklammert (ist in Köln reichlich zu finden!). Die Führung mit 
Einstieg auf der zweiten Ebene – als Schnuppern durch den Wandel 

– begann mit der Darstellung eines mittelalterlichen Andachtsbilds 
in Sandstein von Peter Osten – Ende des 16. Jahrh. (s. Foto 1). In die-
sem Bereich stellt das Museum den künstlerischen Austausch unter 
den Gedanken ‚Raum – Bewegung – Licht‘ in den Mittelpunkt zwi-
schen Künstlern aus den Niederlanden, Süddeutschland und Itali-
en, die jeweils in ihren Bildern Personen nicht als Portrait, sondern 
in Bewegung und unter damals neu erarbeiteten Lichtverhältnissen 
dargestellt haben (noch sehr an religiösen Themen ausgerichtet) – 
viele Beispiele nahmen thematisch den ‚Kampf um den richtigen 
Glauben‘ auf.

Mit der Phase der Düsseldorfer Malerschule (Foto 2) werden 
Landschaftsmalerei und Alltagsgeschichten des Bürgertums in den 
Mittelpunkt gestellt, im weiteren Zeitraum dominieren allerdings 
über das Thema ‚Weinanbau und Handel‘ Alltagstätigkeiten (und da-
mit v.a. Arbeit und Lebensgestaltung aller beteiligten Menschen im 
Rheinland) in den Kunstwerken – zu unterscheiden über Kleidung 
und Tätigkeiten. Ein großer Ausstellungsbereich ist der Weinro-
mantik in Landschaftsbildern gewidmet: Der Rhein als überregiona-
le Verkehrsachse sorgte frühzeitig für ein Bild der ‚Weltoffenheit‘ – 
sichtbar vermittelt über ein Bild von Clarkson Stanfield (1835) ‚Köl-
ner Rheinufer mit unvollendetem Dom‘ – von Bonn aus gesehen.

„Zeichnen mit Licht“
Unsere Museumsführung ging mit diesen Grundlagen rasant durch 
die weiteren künstlerischen Entwicklungen – wesentlich geprägt 
durch die (neuen) technischen Möglichkeiten der Fotografie als 
‚Zeichnen mit Licht‘. Ein gesonderter Ausstellungsbereich widmet 
sich den alten Kameras, den ersten Werken und Grundideen der Fo-
tografie – und leitet über zu den ‚Künstlern der Weimarer Zeit‘, die 
sozialkritische Themen mit sog. ‚Neuer Sachlichkeit‘ in der Darstel-
lung verbinden, Arbeitssituation und Portrait des Arbeiters stehen 
im Fokus.

Unsere Museumsführerin öffnete für uns auch noch den Blick 
auf die Künstlerarbeiten zum Aufbruch in die Bundesrepublik, eine 
Foto-Ausstellung zur Begründung der BRD ist gerade in Überarbei-
tung.  Also rutschten wir kurzerhand ‚über die Jahrzehnte‘ direkt in 
die Künstler-Zeit ab 1960: „Mitten im Leben zwischen Pop und Pro-
test“ - Themen aus dem echten Leben der Teilnehmergruppe stehen 
damit ‚künstlerisch verarbeitet‘ gebündelt in einem Raum – verdeut-
licht mit einem Beispiel (Foto 3): eine Arbeit mit Holzmaterialien 
zum Waldsterben.

Dieser intensive Schnupperdurchgang zeigt, welche interessan-
ten Schätze sich durch die Zeiten des Wandels in diesem Rheinland-
Museum finden lassen, auch wenn wir viele zeitliche Stationen noch 
nicht intensiver kennenlernen und verschiedene Mitmach-Aktionen 
nicht erproben konnten: Diese Dauerausstellung ist offensichtlich 
eine Anregung zum Wiederkommen.

Ein Teil unserer Gruppe blieb noch in den Ausstellungsräumen, 
andere saßen anschließend im angrenzenden Cafe zum Austausch 
der vielen Eindrücke aus Rheinland-Perspektiven.

Das LVR-Museum Bonn bietet natürlich auch gezielt Museums-
führungen für Schulklassen an, für Schulen in Köln und Bonn steht 
dabei kostenfrei (einmal pro Woche – zugesichert planbar in den 
nächsten drei Jahren) die Anfahrt mit einem Museumsbus bereit, 
über eine Spende der Sparkasse KölnBonn ermöglicht. (Absprachen 
und Infos unter www.Landesmuseum-bonn.lvr.de).

Die Ausstellung „Welt im Wandel“  
im LVR-Museum Bonn
Eine anregende Schnuppertour und Appetiser zu Wiederholung und Ergänzung // Nanny Gat-
zen-Stadter, Aktive Ruheständler:innen

Das zeigte sich 
auf einer gut be-
suchten Veran-

staltung im DGB-Haus, 
zu der die „Grannies4F“ 
Köln eingeladen waren. Da-
durch, dass einige nicht nur in der 
Klimabewegung aktiv sind, sondern auch 
Gewerkschaftsmitglieder, lag es nahe, solch 
eine Veranstaltung zu initiieren.

Die „Grannies4F“, bei denen es sich kei-
neswegs nur um Frauen handelt (wie der 
Name vermuten lassen könnte), stellten 
sich mit ihren Aktivitäten vor. 2019 gegrün-
det, war die Motivation von Anfang an, sich 
zu engagieren, damit für die Generation der 
Ekelkinder die Erde noch bewohnbar sein 
wird.

Unterschiedlichste Aktionen
•	 Die „Grannies4F“ sind an vielen verschie-

denen Aktionen beteiligt:
•	 Organisation und Durchführung der glo-

balen Klimastreiks
•	 Einmischung bei Bundes-, Landtags- und 

anstehender Europa-Wahl
•	 Einsatz für die Verkehrswende

Ein Markenzeichen der „Grannies4F“ 
sind die klimapolitischen Erkundungen in 
Köln und dem Kölner Umland. In Koopera-
tion mit der Melanchthon Akademie laden 
die „Grannies4F“ zu Spaziergängen an kli-
mapolitisch relevanten Orten ein, wie zum 
Beispiel Führungen mit dem BUND durch 
die Sürther Aue und andere Naturschutzge-
biete. Auch wurde mit dem Leiter des Städti-
schen Forstamts das Waldlabor besucht. Ein 
anderes Mal stellte ein Biobauer der Solida-
rischen Landwirtschaft sein Konzept vor. Fo
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Aktive GEW-Ruheständler:innen treffen 
die „Grannies for Future“ Köln
Die GEW-Ruheständler:innen sind nicht nur kulturell, sondern auch klimapolitisch interessiert. 
// Lisa Löhr und Maria Backhaus, Aktive Ruheständler:innen

Teil der Klimabewegung
Als Teil der Klimabewegung sind die „Gran-
nies4F“ gut vernetzt. Sie haben einen Rat-
schlag der Future-Gruppen organisiert und 
nehmen immer am „Markt der Möglichkei-
ten“ teil, wo sich die verschiedenen Initiati-
ven vorstellen.

Für Interessierte und Neugierige emp-
fehlen die „Grannies4F“ den Besuch ihrer 
Website: www.GranniesforFutureKoeln.de.
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Als ich las, das Museum habe 
eine Sammlung niederländi-
scher Barockkunst geerbt, war 
mein erster Gedanke: Hoffent-
lich hat die Stadt zum Dank 

nicht wieder eine große Baumaßnahme ver-
sprochen, die sie sich nicht leisten kann!  -  
Aber nein, diesmal gab es nur eine Sonder-
ausstellung zur Begrüßung, und das gehört 
sich bei einer solch großen (Dauerleih-)Gabe 
eigentlich auch. Die Ausstellung bekam den 
klangvollen Namen „Sammlerträume“, und im 
Dezember haben wir sie uns zeigen lassen.

Nun fällt mir beim Stichwort Barockmaler 
als einer der Ersten der Name Peter Paul Ru-
bens ein. Der arbeitete in Brüssel, was ja quasi 
um die Ecke liegt und ebenfalls zum Habsbur-
ger Reich gehörte. Ich wurde ein wenig ner-
vös. Es erwarteten uns doch hoffentlich nicht 
Großgemälde mit mythologischen Themen, 
braunen muskulösen Herren und rosigen, üp-
pigen Damen, alle bunt, prächtig und reich, 
aber nicht allzu reichlich bekleidet? (Sie mer-
ken, trotz seiner Meisterschaft im Malen mag 
ich Rubens nicht wirklich.)

Kontrast zu Rubens
Was wir zu sehen bekamen war aber eher ein 
Kontrastprogramm dazu: In dem einzigen 
Saal hingen etwa zwei Dutzend Bilder, von de-
nen selbst das größte problemlos in ein nor-
males Wohnzimmer gepasst hätte – von der 
Größe, nicht vom Preis. Der anonyme Stifter 
hatte wohl etwas mehr Geld und konnte sich 
deshalb alle gestifteten Bilder in seinem Haus 
aufhängen. Fo
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Die Herren trugen alle hochgeschlossene 
schwarze Röcke, die Damen waren zumindest 
beim Kirchgang ähnlich gewandet, Dekolle-
tés und zu bunte Farben galten wohl eher als 
anrüchig. Wie kommt`s? Nun, Belgien war ka-
tholisch, die Niederländer:innen aber calvi-
nistisch. Ihre Maler malten deshalb zum Teil 
auch andere Themen. Wir sahen keine Sagen-
gestalten, sondern meist Stillleben, Landschaf-
ten und Genre-Szenen.

Das opulenteste Werk im Raum war das 
einzig religiöse und von dem einzigen Maler, 
dessen Namen ich kannte: Jan Breughel (Sohn 
des noch berühmteren Pieter), der nach seiner 
Vorliebe für Florales auch Blumen-Breughel 
genannt wird. Seine „Blumen- und Frucht-
girlanden mit Maria und dem Kind“ (man be-
achte die Reihenfolge) waren zwar ausgespro-
chen prächtig und wurden von Barockengel-
chen gehalten, aber die Enden des Blumenge-
bildes erden die verzückten Betrachter:innen 
dann wieder – sie bestehen aus Kohlköpfen 
und Kürbissen.

Unbekannte Meister
Bei Nennung der anderen Künstlernamen 
konnte ich nur versuchen, ein intelligentes 
Gesicht zu machen, um meine Ignoranz zu 
verbergen. Aber Hand aufs Herz: Haben Sie 
die Namen Salomon van Ruysdael, Ossian 
Beert oder Ambrosius Bosschaert schon ge-
kannt? Von letzterem (den Namen schreibe 
ich freiwillig nicht zweimal) stammte das ori-
ginellste Werk, nicht von der Thematik (ein 
Blumenstillleben), sondern von der Herstel-
lung. Während andere auf Holz malten, nahm 

Barock ganz ohne Fleischesmassen
Die Ruheständler:innen im Wallraf-Richartz-Museum // Silke Weinberger-Brümmer,  
AS Aktive Ruheständler:innen

er Kupfer als Untergrund. Das war zwar ent-
setzlich kompliziert in den Vorarbeiten, aber 
Kupfer und Farbe bekommen keine Risse, 
Holz aber sehr wohl.

Natürlich wollten auch manche 
Niederländer:innen mit ihrem Reichtum an-
geben. Das merkte man auch an den Bildern 
mit den gemalten Blumensträußen, zusam-
mengesetzt aus allem, was in der Realität nie 
gleichzeitig blühte. Und eine Blume durfte 
keinesfalls fehlen: die Tulpe, vor dem Börsen-
crash 1631 Spekulationsobjekt und Ausdruck 
von höchstem Luxus.

Die beiden auch zeitgeschichtlich inter-
essanten Bilder hingen nebeneinander. Eins 
zeigte ein Kircheninneres, ganz in hellen 
Grautönen mit schwarzen Einsprengseln, den 
Kirchgänger:innen. Ganz klein im Hinter-
grund erkannte man auf der Kanzel den ges-
tikulierenden Prediger. Das war der grimmig 
dreinblickende Herr vom nebenhängenden 
einzigen Portrait. Man glaubte unserer Füh-
rerin sofort, dass er sich, ein Konvertit, höchst 
unbeliebt gemacht hatte, weil er calvinisti-
scher als Calvin war (päpstlicher als der Papst 
passt hier ja nicht so recht).

Die kleine Ausstellung mit den vielen ver-
schiedenen Themen sollte eigentlich im Ja-
nuar enden, ist jetzt aber bis 2025 verlängert 
worden. Man kann sich also noch selbst von 
der Qualität der unbekannten Bilder überzeu-
gen. Die Kölner:innen unter uns können das 
an jedem ersten Donnerstag im Monat (Köln-
Tag) sogar bei freiem Eintritt. Machen Sie ru-
hig Gebrauch davon.
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